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Einmischung 
ist die einzige Möglichkeit, 
realistisch zu bleiben.

Heinrich Böll

Rola, das Thema Flucht und Asyl ist zuneh-
mend Gegenstand von Diskussionen und 
Debatten. Dabei kommen jedoch meistens 
vor allem Menschen zu Wort, die von au-
ßen auf das Asylsystem schauen. Durch dei-
ne Beratungstätigkeit in Chemnitz und die 
Zeit, in der du selbst Asylsuchende warst, 
kennst du das Asylsystem in Sachsen sehr 
genau aus der Innenperspektive. Worin 
siehst du die größten Probleme und Schwie-
rigkeiten für Geflüchtete, die von anderen 
übersehen oder vergessen werden?

Das Asylsystem ist sehr kompliziert. Die 
meisten, die hierher kommen, kennen die 
Formalitäten der Asylantragstellung nicht 
wirklich. Sie bekommen Unterlagen vom 
Bundesamt, die diese erklären. Das ist aber 
nicht ausreichend.  Viele überfordert es, 

Asyl in Sachsen 
Interview mit Rolah Saleh von Miriam Knausberg

Migration & Diversity

Mal ehrlich! 
Flucht und Asyl in Sachsen
28 Seiten Fakten
Schneeberg, Neukirch, Bautzen... In vie-
len Städten und Kommunen Sachsens 
steigt die Zahl der Menschen, die hier 
ankommen und Schutz brauchen. Neue 
Gemeinschaftsunterkünfte entstehen. 
Mit ihnen nehmen auch die öffentlichen 
Diskussionen über Geflüchtete zu. Diese 
sind oft geprägt von Unkenntnis, Vorur-
teilen und Ressentiments, die durch ras-
sistische Parteien politisch genutzt wer-
den. Mit unserer Broschüre mischen wir 
uns ein mit dem Ziel, die menschrechtli-
che Perspektive auf Flucht und Asyl zu 
stärken. Die Broschüre kann über Wei-
terdenken bestellt werden, online ist sie 
unter www.weiterdenken.de zu finden.
Unten finden sich als Auszug zwei Dop-
pelseiten aus dem kleinen Heft, das über 
die Homepage von Weiterdenken be-
stellt werden kann.

Rola Saleh arbeitet seit 2011 hauptamtlich  bei der AG In- und Ausländer e.V. in Chem-
nitz in der Asylverfahrensberatung und in der Beratung für Migrant*innen im Alltag 
und engagiert sich bei der Initiative Jugendliche ohne Grenzen als Landeskoordinatorin 
für Sachsen. Zudem ist sie Vorstandsmitglied des Sächsischen Flüchtlingsrats und Lan-
deskoordinatorin beim Bundesfachverband für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
(UMF). 2001 kam sie selbst aus dem Libanon als Asylsuchende nach Chemnitz.  Nach 10  
Jahren bekam sie einen sicheren Aufenthaltsstatus. Das Interview mit ihr führte Miriam 
Knausberg, die 2014 ein Praktikum bei Weiterdenken absolvierte und dabei zu Fragen 
von Asyl und Menschenrechten Veranstaltungen organisiert und an der nebenstehen-
den Broschüre mitgearbeitet hat.

das System dahinter zu durchschauen. Eine 
besondere Gruppe unter den Asylsuchen-
den sind UMF [Unbegleitete Minderjährige 
Flüchtlinge], traumatisierte oder psychisch 
kranke Menschen, die hier ankommen und 
sofort ihr Asylverfahren durchlaufen müs-
sen. Für diese Menschen muss es mehr 
Zeit geben, damit sie wirklich mental  be-
reit sind, das Ganze durchzustehen. Dazu 
kommt, dass manche Analphabeten sind, 
also müsste man ihnen alles mündlich er-
klären. 
Für das Interview beim Bundesamt für Mig-
ration und Flucht (BAMF) bekommen Asyl-
suchende manchmal einen Dolmetscher, 
den sie gar nicht oder nur teilweise verste-
hen.  Weil Sie z.B. Kurden sind, aber aus ei-
nem arabischen Land kommen, bekommen 

sie trotzdem einen arabischen Dolmetscher. 
Damit wird ihnen die einzige Möglichkeit 
erschwert, ihre Fluchtgründe zu schildern.
Grundsätzlich muss das ganze Dublin- 
System  in Frage gestellt werden, solange 
nicht in jedem EU-Land die gleichen Bedin-
gungen oder Voraussetzungen vorhanden 
sind. Davon sind wir weit entfernt. 

Welche Forderungen an die Politik auf kom-
munaler und regionaler Ebene leitest du 
daraus ab? Wie ließe sich das System ver-
bessern?

Meine Forderungen richten sich eher an die 
regionale Ebene, da die Erstaufnahmeein-
richtung dem Freistaat Sachsen zugeordnet 
ist. Asylsuchende brauchen während des 
Verfahrens Beratung und Betreuung in ihrer 

Muttersprache. Zudem muss die gesund-
heitliche Versorgung verbessert werden.
Während der Unterbringung in den Asylbe-
werberheimen sollte jeder die Möglichkeit 
haben, einen Sprachkurs zu machen, da das 
Erlernen der deutschen Sprache notwendig 
zur Orientierung ist.
Aufgrund der weltweit steigenden Anzahl 
an Menschen auf der Flucht muss das Land 
Sachsen die Kapazitäten und Unterbrin-
gungsmöglichkeiten erweitern.

Mit zunehmenden Zahl Asylsuchender ist in 
vielen Orten in Sachsen auch eine Zunahme 
der rassistischen Mobilisierung und Instru-
mentalisierung des Themas Flucht und Asyl 
durch rechte Strukturen zu bemerken. Hast 
du in den letzten Jahren Veränderungen 
bemerkt, wie Asylsuchenden und Geflüch-
teten in Sachsen begegnet wird?

Leider ja, es ist schlimmer geworden. Ich 
nehme das auch im Alltag mehr wahr, was 
ich vor 10 Jahren noch nicht behaupten 
konnte. Die Politik sendet mit ihren restrik-
tiven Gesetzen gegenüber Asylsuchenden 
oder Ausländern falsche Signale. Dazu die 
ganze Propaganda und Hetze in den Medi-
en. Das ist für bestimmte rechte Gruppie-
rungen ein gefundenes Fressen. Daher be-
darf es mehr Aufklärungsarbeit überall und 
diese Arbeit muss gefördert werden.
Neben zunehmendem Rassismus ist 
auch zu beobachten, dass sich verstärkt 
Unterstützer*innengruppen zusammenfin-
den. Welche Ratschläge und Grundgedan-
ken kannst du ihnen mit auf dem Weg ge-
ben?

Ich wünsche jeder Gruppe, die Asylsuchen-
den helfen möchte, egal auf welche Art und 
Weise es sein mag, viel Erfolg. Seid aufge-
schlossen, dann sind es auch die Asylsu-
chenden. Manche Asylsuchende haben sel-
ber Angst vor dem Kontakt mit Deutschen 
oder Fremden. Versucht ihnen diese Angst 
zu nehmen. Ganz wichtig ist es, wenn man 
helfen möchte, dass alles Rechtliche bezüg-
lich des Asylverfahrens von Beratungsstel-
len oder Anwälten erklärt werden soll. Viele 
meinen es oft gut, aber durch bestimmtes 
Verhalten kann das zum Nachteil für man-
che Asylsuchende werden.

Rola Saleh bei einer Diskussion von Weiter-
denken zu Asyl und  zivilgesellschaftlichem 
Engagement in Meerane
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Wie viele  
Menschen waren 
2013 weltweit auf 
der Flucht?

484.560  
 Asylanträge in Europa 3

109.580  
in Deutschland 4

33,3  
Millionen  
flüchteten innerhalb  
ihres Heimatlandes. 2

51,2  
Millionen  
Menschen waren  
weltweit auf der 
Flucht 2013. 1

5.04 0  
in Sachsen 5

5

Asylanträge in der EU 2013 6

Hauptantragsländer  
in absoluten Zahlen

51,2  
Millionen  
Menschen waren  
weltweit auf der 
Flucht 2013. 1

Laut dem UNO-Flüchtlingshilfs-
werk sind gegenwärtig über 51,2 
Millionen Menschen auf der Flucht. 
Gründe sind Kriege, Verfolgungen 
aus unterschiedlichen Gründen, 
auch Armut sowie Diskriminierung 
und Rassismus. Nur ein Drittel aller 
Geflüchteten verlässt allerdings ihr 
Herkunftsland; die meisten Men-
schen fliehen somit innerhalb ihres 
Herkunftslandes. Von über 51,2 Milli-
onen Geflüchteten weltweit stellten 
2013 jedoch nur 484.560 Menschen 
einen Asylantrag in Europa.

Europa schottet sich ab und ist für 
Geflüchtete nur auf illegalen Wegen –  
über das Meer in kleinen Booten, 
versteckt auf LKWs auf dem Landweg 
oder mit falschen Pässen mit dem 
Flugzeug – zu erreichen. Nur We-
nigen glückt es. Viele sterben auf 

diesem Weg.

Nur ein sehr kleiner Teil aller 
weltweit Geflüchteten 

stellt schließlich in 
der Bundesrepublik 

einen Asylantrag.

Anzahl der Asyl- 
anträge pro 1.000  
Einwohner_innen

Deutschland:  109.580

Frankreich:  60.100

Schweden:  54.260

Großbritannien 29.190

Italien 27.830

Deutschland 

0,8

Malta  

4,8 Schweden  

   4,6

Liechten- 
stein 

1,9

Schweiz  

3,2

Luxemburg 

3,8

5.04 0  
in Sachsen 5
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Warum fliehen Menschen?
Im Jahr 2013 wurden 5.040 Asyl-Erstanträge in Sachsen gestellt.11 

Dabei kamen die meisten Antragssteller_innen aus der Russischen 
Föderation, Tunesien, Serbien und Syrien. Die Fluchtgründe sind 
vielfältig, viele sehen darin die letzte Überlebenschance. Leichtfertig 
setzt niemand alles aufs Spiel, lässt Heimat, Besitz und Familienan-
gehörige zurück, um nach Deutschland zu kommen.

damit meine  
Kinder in die  
Schule gehen  
können

Warum würden Sie fliehen?

weil ich politisch 
verfolgt werde

weil Krieg  
herrscht

........................................

......................................................

........................................

........................................

........................................
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Die Asylsuchenden kommen fast ausnahmslos aus dem  
Nordkaukasus, vor allem aus Tschetschenien. Hier finden  
fortwährend Menschenrechtsverletzungen statt. Kampf- 
handlungen und Anschläge sind an der Tagesordnung.13

Nach der Revolution 
gibt es in Tunesien vor 
allem für junge Men-
schen kaum Perspek-
tiven. Noch immer ist 
das Land sehr instabil. 
Weiterhin gibt es Men-
schenrechtsverletzun-
gen und Verfolgung. Für 
viele wird es zuneh-
mend schwerer, ihre 
Familie zu ernähren.15

Die meisten Anträge 
werden von Roma 
gestellt, die in 
allen Balkanstaaten 
großer Diskrimi-
nierung ausgesetzt 
sind. Ohne Zugang 
zu Bildung, Arbeit, 
Gesundheitsversor-
gung oder Wohnun-
gen leben viele ohne 
Perspektiven in 
Slums.17

In Syrien herrscht seit 
2011 Bürgerkrieg. Die 
Lage verschlimmert 
sich zunehmend. Seit 
Beginn des Bürger-
kriegs sind etwa 
150.000 Menschen 
getötet worden; 2,4 
Millionen Menschen 
mussten aus Syrien 
fliehen.19

                  Russische Föderation 1.666 Asyl-Erstanträge 12

Tunesien

515 Asyl- 
Erstanträge 14

Serbien

438 Asyl- 
Erstanträge 16

Syrien

376 Asyl- 
Erstanträge 18

Bildung

All inclusive durch den Sommer!
Das Zentrum für inklusive politische Bildung ist da
von Tina Hölzel, David Jugel und Stefan Schönfelder

Gerade jetzt zur Sommerreisezeit begegnet 
vielen von uns wieder der Slogan «all inclu-
sive». Und auch außerhalb des Badetuchs 
könnte die gesellschaftlich wie wissen-
schaftliche Aufmerksamkeit um den Schlag-
begriff der Inklusion kaum größer sein.  So 
diskutieren unterschiedlichste Institutionen 
– von der Bundesregierung, über die Schule 
und den Kindergarten bis hin zur Immobili-
enbranche – über die inklusive Beteiligung 
und Teilhabe von verschiedenen Menschen 
in unterschiedlichen gesellschaftlichen 
Bereichen. Und trotz der gestiegenen Auf-
merksamkeit sind in der Praxis – wie auch 
der Theorie – wenig treffende Inklusions-
konzepte oder auch tatsächliche Inklusions-
erfahrungen aufzufinden.  Dabei bildet das 
wohl am meisten debattierte Handlungsfeld 
inklusiver Überlegungen – der Bildungsbe-
reich – keine Ausnahme.  So lassen sich hier 
viele Veranstaltungen finden, die über die 

Inklusion an sich und auch über einzube-
ziehende Gruppen sprechen. Tatsächlich in-
klusiv sind solche Formate – als Tagungen, 
Kongresse oder Weiterbildungen –  jedoch 
nicht. Vielmehr wird in exklusiven Settings 
und Gruppen vorrangig über Inklusion ge-
sprochen, selten aber inklusiv geplant oder 
gehandelt. 
Politische Bildung - theoretisch  
«all inclusive», praktisch exklusiv?
Auch im pädagogischen Handlungsfeld der 
politischen Bildung wird seit dem Inkraft-
treten der UN-Konvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen im Jahr 
2009 viel über Inklusion und barrierefreie 
Angebote gesprochen. Auch das überre-
gionale Verbundprojekt der Heinrich-Böll-
Stiftungen hochinklusiv 2012/13 disku-
tierte Fragen einer inklusiven politischen 
Bildungsarbeit. Diesen Impulsen sollte die  

(Weiter-)Entwicklung von praktisch inklu-
siveren Bildungsformaten und fundierten 
Inklusionskonzepten folgen. Mit der Grün-
dung von 
ZipB – Zentrum für 
inklusive politische Bildung
haben sich Bildner_innen von Weiterdenken 
und der TU Dresden auf den Weg gemacht, 
politische Bildung nachhaltig und praktisch 
zu verändern. Im Inklusionsverständnis des 
ZipB zeigt sich der tiefgehende Ansatz: 
Nahmen bisherige Definitionsversuche von 
Inklusion meist nur eine bestimmte ausge-
schlossene Gruppe - in der Regel sind hier 
Menschen mit Beeinträchtigung gemeint 
- in einem spezifischen gesellschaftlichen 
Teilbereich in den Fokus, geht das ZipB in 
seiner Vorstellung von Inklusion einen neu-
en, eigenen Weg.  
Inklusion weiter denken 
Inklusion im engeren Sinne auf Schule 
und Menschen mit Behinderungen be-
zogen, ist in der gesellschaftlichen wie 
wissenschaftlichen Debatte längst nicht 
Konsens, aber weitgehend akzeptiert. 
Aus unserer Sicht muss im eigentlichen 
Sinne von Inklusion - als ein Alle-Einbe-
ziehender-Ansatz - allerdings ein wei-
tes Verständnis herangezogen werden.  

Dies versucht das ZipB, indem es Inklusion 
als ein in allen gesellschaftlichen Teilbe-
reichen vernetzt verlaufenden Wandlungs-
prozess beschreibt, der darauf abzielt, in 
allen gesellschaftlichen Lebensbereichen 
jedem Menschen auf Grundlage seiner 
individuellen Bedarfe Zugang, Teilhabe 
und Selbstbestimmung zu ermöglichen1. 
Mit Zugrundelegung dieses weiten Inklusi-
onsbegriffs, der eben gerade über schein-
bar manifestierte Einschränkungen hinaus-
geht, öffnet das Zentrum seine Perspektive, 
um sie im Anschluss forschend auf die poli-
tische Bildung zu beziehen. Im Mittelpunkt 
des Forschungsinteresses stehen Fragen 
rund um inklusivere politische Bildungsan-
gebote: 
Wie könnte eine inklusive politische Bil-
dung aussehen? Welche Voraussetzungen 
müssen für inklusive politische Bildung 
hinsichtlich von Einstellungen, Prozessen 
und Strukturen erfüllt werden? Was können 
wir von bereits inklusiven Bildner_innen 
lernen? Wie kann in politischen Bildungs-
formaten praktisch inklusiv geplant und 
gehandelt werden? Gibt es übertragbare 
Inklusionskonzepte? Wie kann der Verände-
rungsprozess zu einer inklusiven politischen 
Bildung in die Breite der Angebote vermit-
telt werden?

All diesen Fragen soll auf verschiedenen em-
pirischen Wegen im Inklusionslabor der For-
schungsstelle theoretisch - aber auch ganz 
praktisch - begegnet werden. Dazu forschen 
junge als auch erfahrene Bildner_innen der 
politischen und kulturellen Bildung gemein-
sam in interdisziplinären Formaten.  Durch 
Dialoge, Experimente und Begegnungen 
laufen im ZipB unterschiedliche forschende 
Tätigkeiten und Perspektiven zusammen. 
Und mehr noch: Das ZipB selbst versteht 
sich in seiner eigenen Entwicklung als eine 
Anlauf- und Beratungsstelle zum Thema In-
klusion für (politische) Bildner_innen, in der 
gewonnene Erkenntnisse durch praktische 
Begleitformate und  Inklusionsprojekte und 
durch traditionellere Formate - wie Weiter-
bildungen und Tagungen - gebündelt und 
direkt in die Praxis weitergegeben werden 
sollen, um sie auszuprobieren und Bildung 
immer inklusiver zu gestalten. 
Das Prädikat «all inclusive» sollte uns also 
zukünftig nicht nur auf sommerlichen Rei-
sen, sondern auch in politischen Bildungs-
landschaften theoretisch und praktisch 
begegnen. 
1 Die Definition ist hier nach David Jugels Artikel 
«Inklusion in der politischen Bildung – auf der 
Suche nach einem Verständnis» zitiert, der sich 
derzeit im Erscheinen befindet.
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Parallel Lives Festival 
Das 20. Jahrhundert 
durch die Augen der 
Geheimdienste gesehen

Ein europäisches Theaterfestival 
mit Produktionen aus Tschechien, 
Slowakei, Ungarn, Polen, Rumänien 
und Deutschland 
vom 19. bis 22. Juni 2014 
am Staatsschauspiel Dresden 

Parallel Lives
Das 20. Jahrhundert durch die Augen der 
Geheimdienste gesehen
Erweiterter Katalog zum europäischen 
Theaterfestival mit Produktionen aus 
Tschechien, Slowakei, Ungarn, Polen, 
Rumänien und Deutschland vom 19. bis 
22.6.2014 am Staatsschauspiel Dresden.
72 Seiten, Juni 2014
«Parallel Lives – das 20. Jahrhundert 
durch die Augen der Geheimdienste ge-
sehen» ist ein groß angelegtes Projekt 
des Internationalen Theaterfestivals 
Divadelná Nitra in der Slowakei. Sechs 
Künstlerteams aus Tschechien, Slowakei, 
Ungarn, Polen, Rumänien und Deutsch-
land haben Theaterstücke, Performan-
ces und eine Oper auf der Grundlage 
von Akten und Dokumenten entwickelt, 
die sie in den Archiven der ehemaligen 
kommunistischen Geheimdienste ihrer 
jeweiligen Länder recherchiert haben. 
Mit unterschiedlichen künstlerischen 
Herangehensweisen bringen sie Lebens-
geschichten von Menschen auf die Büh-
ne, die in der Rolle des Opfers oder des 
Täters/der Täterin mit den Aktivitäten 
des Geheimdienstes verbunden waren.
Der Katalog gibt nicht nur Informationen 
zu den Inszenierungen und dem um-
fangreichen Begleitprogramm, er ver-
sammelt daneben Texte, die nach dem 
Wert von Freiheit und Privatheit in einer 
Gegenwart fragen, die geprägt ist vom 
Bedürfnis nach Sicherheit, Überwachung 
und Kontrolle aller Lebensbereiche.
Mit Beiträgen von Ilja Trojanow (den wir 
hier auszugsweise wiedergeben), Pria 
Basil, Johannes Lichdi, Jens Klein und 
Sebastian Brünger.
Daneben begleiteten wir das Festival mit 
zwei Gesprächsabenden zu «Kontrolle. 
Stasi, Verfassungsschutz, NSA - Alles 
eins?» und «Wahrheit & Würde. Was sa-
gen uns die Akten?»

Netzpolitik

Wissen und Gewissen. 
Im Schattenreich der Überwachung
von Ilija Trojanow
Als ich klein war, wurde unsere kleine Woh-
nung in Sofia verwanzt, im Rahmen einer 
großangelegten technischen Aktion. Der 
Leiter der 3. Unterabteilung der II. Abteilung 
der VI. Hauptabteilung der bulgarischen 
Staatssicherheit (DeSe), ein Offizier namens 
Panteleew, hatte vorgeschlagen, eine Rei-
he von Mikrofonen in unserer Wohnung zu 
installieren, um die operative Ermittlung 
gegen das verdächtige Objekt G.K.G. (mein 
Onkel) zu unterstützen. [...] An dieser Ope-
ration waren insgesamt 24 Mitarbeiter der 
DeSe beteiligt.
Heute wäre der nötige Aufwand im Ver-
gleich läppisch gering, wenn die betreffen-
den Objekte der Beobachtung Handys sowie 
Computer samt Internetanschluss nutzen. 
Einige Tastaturbefehle, einige Klicks – die 
sechsköpfige Großfamilie wäre kommuni-
kativ durchleuchtet. Wir müssen nicht von 
einem hypothetischen Fall ausgehen, so et-
was geschieht heute, in diesem Augenblick 
in vielen Wohnungen auf der Welt. Aber der 
altbackene Übergriff erschreckt die meisten 
von uns vermutlich mehr, diese klassische 
Mischung aus Täuschung, Nötigung und 
staatlicher Konspiration. Auf den Türen 
der Wiener U-Bahn sind zwei Aufkleber zu 
sehen, ein grüner, der eine Überwachungs-
kamera abbildet, und ein blauer, der einen 
Kinderwagen zeigt. Die Aussage ist in mei-
ner Lesart klar und einfach: Wir weisen Sie 
daraufhin, dass Sie von der Wiege bis zur 
Bahre unter Beobachtung stehen. So muss 
es jeder verstehen, der die medialen Enthül-
lungen und Diskussionen der letzten Mona-
te auch nur ansatzweise verfolgt hat. Aber 
der Schwerpunkt des öffentlichen Diskurses 
hat sich in dieser Zeit auf erstaunliche Weise 
verschoben. Die Existenz der allumfassen-
den Massenüberwachung wird nicht mehr 
bestritten, wie noch vor wenigen Jahren, als 
Kritiker des Buches «Angriff auf die Freiheit. 
Sicherheitswahn, Überwachungsstaat und 
der Abbau bürgerlicher Rechte» meiner Ko-
autorin Juli Zeh und mir Übertreibung und 
Hysterie vorwarfen. Inzwischen wird das 
Ausmaß des Datenraffens nicht in Abrede 
gestellt, sondern vielmehr eifrig darüber 
diskutiert, ob eine derartige Generalkon-
trolle Schaden anrichtet oder nicht. Dabei 
wird meistens nach unschuldigen Opfern 
gesucht, der gesamtgesellschaftliche Scha-
den hingegen außer Acht gelassen. Manche 
verneinen jegliche Gefahr für die Rechte des 
Bürgers, weil die Daten zwar angehäuft, 
selten aber durchforstet oder gar bearbei-
tet werden. Andere behaupten, es könne 
heutzutage und in Zukunft angesichts der 
technischen Entwicklung ohnehin keine Pri-
vatsphäre mehr geben und Dritte wiederum 
bezweifeln grundsätzlich, dass Überwa-
chung per se eine repressive Maßnahme sei. 
[...] Es ist allgemein bekannt, dass Men-
schen in den Staaten des ehemaligen Ost-
blocks noch Jahre, mancherorts Jahrzehn-
te nach 1989 ins Flüstern fielen, wenn sie 

etwas Kritisches von sich gaben. Wie wird 
sich das Verhalten ändern, wenn wir alle 
verinnerlicht haben, dass auch das leiseste 
Flüstern erfasst und der Inhalt des Geflüs-
terten entlarvt werden kann? Wie gehen 
wir mit der volkstümlichen Weisheit um, 
«Die Gedanken sind frei, wer kann sie er-
raten», wenn uns bewusst geworden ist, 
dass aufgrund von Surfverhalten, Aufent-
haltsort, Bibliotheksausleihe und vielem 
anderen mehr zumindest die thematische 
Hinwendung der (eigenen) Gedanken, 
wenn nicht gar ihre Ausprägung, sichtbar 
gemacht werden können. Hören wir dann 
auf zu denken? Überwachung führt unwei-
gerlich zu Selbstzensur, der elegantesten 
und effizientesten Form von Zensur, die es 
je gegeben hat. Indem Einzelne sich selbst 
kontrollieren, vermeiden sie, dass Fremde in 
ihren Gedanken herumkramen und fühlen 
sich daher frei. 
Wir verfügen schon über einige Anhalts-
punkte, wie das Verhalten der Bürgerinnen 
und Bürger sich gerade ändert: etwa durch 
eine Umfrage der Vereinigung von Auto-
rinnen und Autoren PEN American Center 
in New York unter ihren Mitgliedern Ende 
letzten Jahres [...]. Bei der PEN-Umfrage, 
erschienen unter der passenden Überschrift 
«Chilling Effects», erklärten 16 Prozent der 
Befragten, dass sie bestimmte Themen in-
zwischen bewusst vermeiden, nicht nur 
im persönlichen Gespräch und in E-Mails 
sondern auch in ihren Texten. Mit anderen 
Worten: Fast ein Sechstel aller Autoren in 
den USA übt schon eine Art der Selbst-
zensur aus, ein weiteres Sechstel hat dies 
schon einmal ernsthaft in Erwägung gezo-
gen. Es ist anzunehmen, dass die Zahlen 
in Deutschland ähnlich aussehen würden. 
Bedenkt man, dass wir erst im Laufe des 
letzten Jahres sukzessive schlüssige und un-
widerlegbare Beweise für die globale Über-
wachungsmaschinerie erhalten haben, ist 
es mehr als bemerkenswert, wie effektvoll 
sich diese neue Realität in den Köpfen der 
Intellektuellen bereits eingenistet hat. Al-
lein die Tatsache, dass jene Autorinnen und 
Autoren, die in den letzten zwölf Monaten 
publizistisch oder in politischen Aktionen 
gegen die grassierende allgegenwärtige 
Überwachung protestiert haben, gelegent-
lich zu hören bekommen, wie «mutig» sie 
seien (durchaus als Kompliment gemeint), 
belegt, wie überzeugt viele schon sind, dass 
kritische Meinungsäußerung unangenehme 
Konsequenzen nach sich ziehen kann. In ei-
ner freien Gesellschaft, die diesen Namen 
verdient, müsste die Rettung eines in Not 
geratenen Schwimmers aus den Fluten der 
Ostsee als mutig gelten, nicht aber ein kri-
tischer Text, ein ehrliches Interview, eine 
aufrüttelnde Petition.
Momentan können wir nur (er)ahnen, wie 
sich das Verhältnis der User zur digitalen 
Kommunikation und Informationsbeschaf-
fung weiterhin verändern wird. [...] Nur 

bedingungslos Jasagende haben nichts zu 
verbergen. In dem Maße, in dem Anonymi-
tät verschwindet, wird auch der Wille zur 
Enthüllung und Entlarvung verloren gehen. 
Wir müssen nicht warten, bis wir im Mor-
gengrauen verhaftet werden, um Opfer die-
ses Systems zu werden (dies begreifen viele 
alte Dissidenten bzw. Bürgerrechtlerinnen 
aus der ehemaligen DDR, aus Rumänen und 
Bulgarien nicht, die gelegentlich blauäugig 
abwiegeln: »solange ich nicht befürchten 
muss, im Morgengrauen in Handschellen 
abgeführt zu werden …»). Wir werden erst 
dann zu einem größeren, existentiell not-
wendigen Widerstand gegen die Übergriffe 
auf unsere Privatsphäre in der Lage sein, 
wenn wir begriffen haben, dass Massen-
überwachung an sich schon ein repressives 
Instrument ist.
Nach der Installierung der Mikrofone hör-
te die bulgarische Staatssicherheit alle 
Gespräche mit, die in unserer Großfamilie 
geführt wurden. Als ich vor einigen Jahren 
die Abschriften jener Kommunikation las, 
die nach Einschätzung der Behörde relevant 
waren, fiel mir auf, wie verdächtig selbst 
die banalste Bemerkung meiner Verwand-
ten wirkt, wenn ein Generalverdacht wie 
dichter, undurchdringlicher Nebel auf den 
Objekten liegt. Sich unter Beobachtung die 
Unschuld zu bewahren, ist genauso schwer 
wie vor der Kamera die Natürlichkeit. Über-
wachung und Verdacht sind siamesische 
Zwillinge. So war zum Beispiel eine Unter-
haltung über das harmloseste aller Themen, 
Socken nämlich, vom zuständigen Beamten 
an einigen Stellen unterstrichen und mit 
operativen Anmerkungen versehen wor-
den. Klarerweise haben Verdächtige, die 
sich über Socken unterhalten, entweder 
etwas zu verbergen oder benutzen eine 
Geheimsprache. Stets passt sich die Realität 
der Paranoia an. 
Wie kann es sein, dass wir im Kampf gegen 
die Diktatur nur so wenige waren? Das ha-
ben mich ehemalige politische Häftlinge in 
Bulgarien immer wieder in Gesprächen ge-
fragt. Hatten alle anderen keinen Sinn für 
Freiheit? Opportunisten rechtfertigen sich 
bekanntlich mit der Tugend des kleinsten 
gemeinsamen Kompromisses, mit dem Ide-
al der einsichtigen Abwägung. Man braucht 
weder große Phantasie noch eine besonde-
re Transferleistung um zu erkennen, dass 
viele von jenen, die heute die Gefahr für die 
Freiheit des Einzelnen kleinreden, vor einem 
halben Jahrhundert leicht die passenden 
Argumente gefunden hätten, den damali-
gen Ausbau totalitärer Strukturen zu recht-
fertigen: Die Gefährdung durch den kriege-
rischen Westen, die Instabilität des noch 
jungen Regimes, der drohende Terror durch 
versprengte faschistische Widerstandsgrup-
pen, und natürlich damals wie heute und 
solange es den repressiven Staat gibt, die 
Frage der Nationalen Sicherheit.
Dieses Totschlagargument - im wahrsten 
Sinne des Wortes - ist ähnlich strukturiert 
und genauso gefährlich wie der Vorwurf der 
Blasphemie, der auch von einer Geheimkas-
te von berufenen und auserwählten Exper-
tinnen instrumentalisiert wird, um die eige-
ne Machtposition zu festigen. Jenseits der 
selbstmächtigen Behauptung sind Beweise 
nicht nötig. Da die Citoyens offenkundig 

nicht in der Lage sind, die Gefährdung der 
Nation und die Beleidigung Gottes zu ermes-
sen, müssen sie blind kuschen vor den Ent-
scheidungen von Hohepriesterinnen, die be-
haupten, das generelle Wohl zu verteidigen. 
Einer der wichtigsten Aspekte der jüngsten 
Entwicklungen ist die wieder einmal sichtbar 
gewordene geheimnistuerische Essenz des 
Systems. Transparenz ist der größte Feind 
jener, die vorgeblich die Freiheit verteidigen, 
weil es nach ihrem Dafürhalten nicht anders 
geht. Doch es gibt einen entscheidenden 
Denkfehler in diesem Legitimationskonst-
rukt. Wer ein so enormes Vertrauen in die all-
umfassende Überwachung hat, der müsste 
diesen Weg konsequent zu Ende gehen, der 
müsste Nägel mit Köpfen machen, der müss-
te die Überwachung der Überwachenden 
veranlassen. Was liegt also näher, als jenen 
zu misstrauen, die sich täglich vermeintliche 
Subversion bekämpfen und gelgentlich ihre 
Allmachtsphantasien (allen Geheimdiensten 
inhärent) ausleben, jenen also, die Paranoia 
als professionelle Kompetenz betrachten. 
Zumal ihr Verhalten - Geheimniskrämerei, 
Ausflüchte, Hinhaltetaktik - den Verdacht 
nährt, sie hätten etwas zu verbergen, was 
wiederum gemäß der von ihnen selbst pos-
tulierten Logik ihre Schuld beweist. Das ist 
weder ironisch noch lustig gemeint. Wer den 
Geheimdiensten zugesteht, die Gesellschaft 
mit allen Mitteln zu überwachen, selbst aber 
fast gar nicht überwacht zu werden, der 
traut dem Staat mehr als dem Individuum, 
der hat das 20. Jahrhundert verschlafen, der 
ist von jener epidemischen Disposition na-
mens Untertänigkeit. 
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Ökologie

Gemeinsam Gärtnern
Bürgergärten in Sachsen 
von Florian Etterer und Michael Berninger

Gemeinschaftliches Gärtnern und Urbane 
Landwirtschaft stehen schon seit längerem 
im Mittelpunkt des medialen Interesses. 
Mittlerweile haben sich auch in mittel-
deutschen Städten mehrere Projekte etab-
liert und sind ein wichtiger Treffpunkt für 
die Nachbarschaft. Gleichzeitig bedrohen 
zunehmend Investorendruck und knappe 
Haushaltsmittel Zwischennutzungen und 
die Grünraumversorgung der Bevölkerung. 
Aber auch hier kämpfen Bürgerinitiativen 
für den Erhalt und die Mitgestaltung einer 
lebenswerten Wohnumwelt.
Unterstützt durch Weiterdenken initiierten 
das Leipziger Gartenprogramm und das 
Gartennetzwerk Dresden an zwei Wochen-
enden im Juli einen gegenseitigen Besuch 
von Akteuren aus Dresden und Leipzig. 
Auf dem Programm standen Exkursionen 
zu verschiedenen Projekten und in diesem 
Kontext das gegenseitige Kennenlernen, Er-
fahrungsaustausch und gemeinsame Ideen 
spinnen.
Die Vielfalt der bestehenden Gemein-
schaftsgärten in beiden Städten ist sehr 
beeindruckend. Abhängig vom Standort, 
den verfügbaren Ressourcen (Akteure, 
Kompetenzen, Infrastruktur, etc.) und den 
jeweiligen Zielsetzungen entstanden ganz 
unterschiedliche Orte: Der Aprikosengarten 
im Dresdner Stadtteil Pieschen versteht sich 
beispielsweise als Mehrgenerationenpro-
jekt und konnte aufgrund des in der Gruppe 
existierenden gärtnerischen Wissens einen 
vielschichtigen und ästhetisch ansprechen-
den Garten entwickeln. Der Gemeinschafts-
garten Querbeet im Leipziger Osten ist hin-

gegen deutlich mehr ein Ort für kulturelle 
Veranstaltungen und beeindruckt insbeson-
dere durch die Sommerküche und das Ge-
wächshaus die das handwerkliche Geschick 
der Akteure widerspiegeln. Und die Beson-
derheit im Gemeinschaftsgarten Annalinde 
ist der Versuch eines produktiven Anbaus 
von Lebensmitteln in mobilen Beeten.
Im Gespräch mit Herrn Thiel (Leiter des 
Amts für Stadtgrün und Abfallwirtschaft 
der Landeshauptstadt Dresden - ASA) 
wurde jedoch deutlich, dass diese Multi-
funktionalität und Vielfalt der Gemein-
schaftsgärten für die Stadtverwaltungen 
eine besondere Herausforderung darstellt. 
Denn gerade dadurch unterscheiden sie 
sich von den vielen und schon lange beste-
henden Kleingartenvereinen, die außerdem 
deutlich introvertierter agieren. Gemein-
schaftsgärten sind nachwievor Neuland für 
die Verwaltungen und bislang fehlen in der 
Regel klar definierte Ansprechpartner und 
Zuständigkeiten. Gerade vor dem Hinter-
grund des Stellenabbaus und der Reduzie-
rung von Haushaltsmitteln bedarf es hier 
klarer Signale und Positionierungen seitens 
der politischen Entscheidungsgremien um 
die Verwaltung bei ihren Aufgaben zu un-
terstützen.
Die verschiedenen Gemeinschaftsgärten 
verfügen aber auch über viele Gemeinsam-
keiten. Neben dem offenen Charakter der 
Projekte ist allen Akteuren eine langfristi-
ge Perspektive und eine Verstetigung ihrer 
Vorhaben ein besonders wichtiges Anlie-
gen. Dabei wurde auch deutlich, dass der 
Umzug von Gemeinschaftsgärten an neue 

Standorte meist nicht ohne weiteres mög-
lich ist. Denn entstandene nachbarschaft-
liche Netzwerke lassen sich nicht beliebig 
verlagern und ein Neubeginn bedeutet im-
mer einen zusätzlichen Kraftaufwand, der 
eine Gruppe auch schnell überlasten kann. 
Das Thema der Flächensicherung ist in bei-
den Städten aktuell besonders brisant, da 
gleich mehrere Projekte einer unsicheren 
Zukunft entgegen treten. Muss sich der Ap-
rikosengarten «nur» mit einem erheblichen 
Flächenverlust und der Umgestaltung des 
Gartens abfinden, so müssen die Internati-
onalen Gärten als ältester Gemeinschafts-
garten Dresdens dem Bau eines Parkhau-
ses weichen und bisher konnte noch keine 
Alternativfläche gefunden werden. Dies ist 
ein besonders trauriges Beispiel da sich die 
lokale Politik andererseits auch gerne mit 
derart erfolgreichen Integrationsprojekten 
rühmt. Wo aber bleibt die Unterstützung?
Aber nicht nur Gärten sind regelmäßig von 
dem wachsenden Investorendruck in Dres-
den und Leipzig bedroht. So setzt sich der 
Verein Hufewiesen Trachau in Dresden für 
den Erhalt der 13 Hektar großen innerstäd-
tischen Wald- und Wiesenlandschaft ein 
und arbeitet an tragfähigen Konzepten für 
die zukünftige Pflege und Bewirtschaftung 
des Geländes um dieses dadurch vor der 
beabsichtigten Bebauung zu retten. Bei den 
Konzepten spielen insbesondere Ideenan-
sätze wie z.B. solidarische Landwirtschaft 
und gemeinschaftliches Gärtnern eine zen-
trale Rolle. Trotz einzelner Erfolge der Initi-
ative ist die Zukunft der Hufewiesen nach 
wie vor ungewiss.
Deutlich weiter sind bereits die Planungen 
zum Bürgerbahnhof Plagwitz in Leipzig. Bei 
der geplanten Umgestaltung des etwa 18 ha 
großen Areals des ehemaligen Güterbahn-
hofs Plagwitz zu einer öffentlichen Grün-
fläche wurde auf Anstoß einer Interessen-
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vereinigung ein Bürgerbeteiligungsprozess 
initiiert, in dessen Folge Bürgerprojekte wie 
Bauspielplatz und Bürgergärten Berücksich-
tigung fanden. Derartige Planungsprozesse 
ziehen sich jedoch häufig über Jahre und 
erfordern von den engagierten, ehrenamt-
lichen Bürgern häufig einen langen Atem, 
dessen sich Politik und Verwaltung auch 
immer wieder bewusst werden sollten. Mit 
der Umsetzung der Planung soll Ende 2015 
begonnen werden.
Der Austausch auf regionaler Ebene wurde 
von den Akteuren begrüßt und soll unbe-
dingt weiter gehen. Neben Initiativen aus 
Chemnitz ist die Beteiligung von Landge-
meinschaften und Verbraucherinitiativen 
wünschenswert, sowie auch eine Verbin-
dung zu Bürgergruppen aus dem Bereich 
Stadtentwicklung und den klassischen 
Grünverbänden (NABU, Grüne Liga, BUND, 

BDLA, DGGL und sächsischer Heimatschutz) 
zu suchen.
Mehr Informationen zu den Leipziger und 
Dresdner Garteninitiativen gibt es unter:
www.garten-leipzig.net
www.dresden-pflanzbar.de

Vertreter_innen von Leipziger und Dresdner  Bürger_innengärten im Gespräch im Juni 2014
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10 Thesen zur Europawahl 2014 
von Bastian Hermisson

BÖLL GLOBAL

1	 Dies war der erste Europawahl-
kampf, der von originär europäischen The-
men dominiert wurde. Dies zeigt, welche 
Bedeutung Europa als Folge der Krisen der 
vergangenen Jahre in der Wahrnehmung 
der Öffentlichkeit und der Medien gewon-
nen hat und vermutlich auch in Zukunft ha-
ben wird.
2	 Die Wahl hat deutlich gemacht, 
welche Bedeutung sich das Europäische 
Parlament seit der Verabschiedung des Ver-
trages von Lissabon erarbeitet hat. Mit den 
Spitzenkandidat/innen der europäischen 
Parteifamilien hat erstmals zumindest in 
Ansätzen ein europaweiter Wahlkampf 
stattgefunden. Dahinter werden kommen-
de Wahlen kaum mehr zurückfallen kön-
nen. Das Parlament geht entsprechend 
selbstbewusst in den Prozess der Findung 
des Kommissionspräsidenten und in die 
Anhörungen der weiteren Kandidat/in-
nen für Spitzenposten innerhalb der EU in 
den nächsten Wochen und Monaten. Ob 
dies letztlich von Erfolg gekrönt sein wird, 
muss sich zeigen, wäre für die Stärkung der 
Demokratie in Europa jedoch zu dringend 
wünschen.

3	 Europaweit haben integrati-
onsfeindliche und nationalistische Kräfte 
deutlich gewonnen, wenngleich mit großen 
Unterschieden zwischen einzelnen Ländern. 
Während die Wahl in den Ländern Südeu-
ropas, die von der Eurokrise am stärksten 
betroffen waren, vor allem eine Abstim-
mung über die Austeritätspolitik war und 
dort linke Parteien am deutlichsten gewon-
nen haben, konnten rechtspopulistische 
und rechtsextreme Parteien in den meis-
ten nördlichen Ländern deutlich zulegen. 
Dies wird weniger für die Arbeit innerhalb 
des Europäischen Parlaments, aber umso 
mehr für die nationale und Europapolitik 
einzelner Mitgliedstaaten deutliche Auswir-
kungen haben, vor allem in Frankreich und 
Großbritannien.
4	 Es ist fraglich, ob wir vor diesem 
Hintergrund in der mittelbaren Zukunft 
noch von einem funktionierenden deutsch-
französischen Motor für die europäische 
Integration ausgehen können. Deutschland 
kommt nun vermutlich eine noch wichtige-
re Rolle für die weitere Integration der EU,  
aber auch als kluger und behutsamer Ver-
mittler innerhalb der EU zu.

5	 Die Voraussetzungen in Groß-
britannien könnten schwieriger nicht sein 
angesichts einer dominanten anti-europäi-
schen Stimmung und dem von Cameron für 
2017 angekündigten möglichen Referen-
dum über einen Austritt aus der EU. Wenn 
die großen britischen Parteien ihrer Verant-
wortung für das europäische Projekt in den 
kommenden Jahren nicht gerecht werden, 
droht womöglich tatsächlich ein gewich-
tiges Gründungsmitglied die Europäische 
Union zu verlassen – mit gravierenden ne-
gativen Folgen sowohl für Großbritannien 
als auch für die EU.
6	 Die Mehrheitsverhältnisse im 
neuen Europäischen Parlament werden an-
gesichts des Erfolges der Rechtspopulisten 
und unabhängigen Kandidat/innen komple-
xer. Eine große Koalition aus Konservativen 
und Sozialdemokraten kommt nur noch auf 
eine knappe und instabile, einfache Mehr-
heit. Bei den meisten Entscheidungen wer-
den Konservative und Sozialdemokraten 
daher in den kommenden Jahren auf eine 
Kooperation mit den Grünen und Liberalen 
angewiesen sein.
7	 Grüne Parteien haben fast durch-
weg besser abgeschnitten als vorab prog-
nostiziert. In fast allen Ländern konnten die 
Grünen ihr Ergebnis von 2009 halten oder 
ausbauen. Die besten Ergebnisse gab es in 
Österreich, Schweden und Luxemburg. Die 
grüne Fraktion wird zudem wesentlich viel-
fältiger als in der letzten Legislatur. Geogra-

phisch wird es zum ersten Mal grüne Abge-
ordnete aus mindestens 15 Mitgliedstaaten 
geben. Ein Meilenstein ist der erste mess-
bare europäische Erfolg grüner Parteien in 
Mittelosteuropa (Ungarn und Kroatien).
8	 Obgleich der Wahlkampf zeit-
gleich zur Ukraine-Krise und damit zur 
größten unmittelbaren außenpolitischen 
Herausforderung für die EU seit Ende des 
Kalten Krieges stattfand, hat Außenpolitik 
in den meisten Ländern kaum oder gar kei-
ne Rolle gespielt. Hier zeigt sich auch die 
mangelnde bisherige Relevanz des Europa-
parlaments in außenpolitischen Fragen.
9	 Die Wahlbeteiligung war ange-
sichts der öffentlichen Bedeutung von Eu-
ropapolitik in den letzten Jahren und der 
gewachsenen Rolle des Europaparlaments 
mit 43 Prozent erneut bedenklich gering. 
Die Tatsache, dass der Abwärtstrend seit 
Einführung der Europawahlen gestoppt 
wurde, kann kaum positiv bewertet wer-
den, vor allem angesichts dessen, dass 
die Wahlbeteiligung in mehreren Ländern 
Mittelosteuropas bei unter 20 Prozent lag. 
Offensichtlich konnte trotz der stärkeren 
europäischen Medienberichterstattung und 
trotz der Einführung europäischer Spitzen-
kandidat/innen vielen europäischen Bürger/
innen nicht vermittelt werden, warum diese 
Wahl von Bedeutung für sie ist und welche 
Alternativen sich für sie stellen.
10	 Mit dieser Wahl ist deutlich ge-
worden, dass die Grundsatzdebatte zur 
Zukunft der Europäischen Union, welche 
über die letzten Jahre aufgrund der ad-hoc-
Krisenpolitik verschleppt wurde, nun erst 
richtig beginnt. Wieviel Europa wollen wir, 
wozu brauchen wir Europa, welche Rolle 
soll Europa in der Welt im 21. Jahrhundert 
spielen? Der Erfolg der integrations- und 
EU-feindlichen Parteien zeigt auch, dass 
diese Debatte dringend und öffentlich ge-
führt werden muss.
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Zeitgeschichte

25 Jahre nach der Friedlichen Revolution
Demokratie und Partizipation – Ein Projekt zu Geschichte und Aktualität der Bürgerbewegung der DDR
von Peter Skyba
Das Projekt Demokratie und Partizipation 
integriert eine Biographie des Bürgerrecht-
lers und sächsischen Europäers, Wolfgang 
Ullmann, sowie eine Tagung zu Geschichte 
und Aktualität der DDR-Bürgerbewegung 
und verfolgt dabei eine doppelte Zielset-
zung: Es würdigt ein Vierteljahrhundert 
nach der Friedlichen Revolution die Leistun-
gen der Bürgerbewegung der DDR bei der 
Überwindung der SED-Diktatur und beim 
demokratischen Neuanfang und rückt dabei 
in historischer Perspektive ihre politischen 
und insbesondere ihre zivilgesellschaftli-
chen Kernpositionen ins Zentrum. Und es 
aktualisiert zugleich diese Positionen mit 
der Frage, inwieweit sie eine Orientierung 
im Umgang mit gesellschaftlichen und po-
litischen Konflikten der Gegenwart bieten 
können.
Das Vorhaben wird gemeinsam von Weiter-
denken und der Heinrich Böll Stiftung ge-
tragen; wir freuen uns besonders über die 
großzügige  Förderung des Projekts durch 
die Bundesstiftung Aufarbeitung und über 
die Kooperation der Robert-Havemann-Ge-
sellschaft bei der Konferenz.  
Wolfgang Ullmann wurde bundesweit be-
kannt als Bürgerrechtler der DDR und als 
prägende Gestalt der Friedlichen Revolu-
tion, ja geradezu als «Gesicht» des Run-
den Tisches 1989/90. Viele heute politisch 
Aktive erinnern sich an den nachhaltigen 
Eindruck von persönlichen Begegnungen 
mit Ullmann, der vor 10 Jahren starb. Als 
Dozent an kirchlichen Hochschulen in der 
DDR, als Mitglied der Bürgerbewegung und 
als Politiker prägte er zahlreiche junge Men-
schen, die heute in Politik und politischer 
Bildung  der Bundesrepublik aktiv sind. In 
der Biographie, die 2015 im Ch. Links Ver-
lag erscheinen wird, zeichnet der Historiker 
Peter Skyba den ganzen Lebensweg des 
Theologen und Kirchenhistorikers nach und 
stellt dabei den Bürgerrechtler, Politiker 
und politischen Vordenker Ullmann in den 
Mittelpunkt. Auf der Basis ausführlicher Ar-
chivrecherchen und zahlreicher Interviews 
rekonstruiert er Ullmanns faszinierendes 
gesellschaftliches und politisches Engage-
ment in Diktatur, Revolution und Demo-
kratie. Der Werdegang vom Pfarrer, der in 
der sächsischen Provinz der 1950er Jahre in 
erste Konflikte mit der Staatsmacht der DDR 

geriet, bis zum Abgeordneten des Straßbur-
ger Parlaments, der sich für ein Europa der 
Bürgerinnen und Bürger stark machte, trägt 
über weite Strecken Züge einer vita activa 
im Sinne Hannah Arendts.
Wolfgang Ullmann verstand die Weiterent-
wicklung des politischen Systems hin zur 
Erweiterung von Partizipationschancen und 
die Stärkung von Zivilgesellschaft in der 
Bundesrepublik und in Europa als Erbe und 
Auftrag der Friedlichen Revolution. Vor dem 
Hintergrund gegenwärtiger Diskussionen 
über die Vertrauenskrise der parlamenta-
rischen Demokratie, über die Bürgerrechte 
in Europa und über die Erosion individueller 
Selbstbestimmungsrechte in der digitalen 
Gesellschaft scheinen Ullmanns politische 
Prioritäten neue Aktualität zu gewinnen.
Die Tagung «Aufbrüche der Zivilgesell-
schaft. Wege, Positionen und Wirkungen 
der DDR-Bürgerbewegungen. Historische 
Entwicklungen und aktuelle Implikationen 
am 11./12. September 2014»  im Stadtmu-
seum Dresden ist inspiriert vom politischen 
Denken und Handeln Wolfgang Ullmanns. 
Wir freuen uns sehr, dass zahlreiche Ak-
teure aus der Bürgerbewegung, die die 
Friedliche Revolution mit gestalteten und in 
der Bundesrepublik unterschiedliche Wege 
innerhalb und außerhalb der Politik gingen, 
unserer Einladung ebenso gefolgt sind wie 
einschlägige ExpertInnen aus Politik und 
Wissenschaft. Genau 25 Jahre nach dem 
Erscheinen des Gründungsaufrufs der von 
Ullmann mit initiierten Bewegung «Demo-
kratie Jetzt» stehen die zivilgesellschaft-
lichen Aspekte der Bürgerbewegung im 
Mittelpunkt der Konferenz. Der Titel «Auf-
brüche» steht dabei für eine zweifache Per-
spektive: Auf der einen Seite für den zivil-
gesellschaftlichen Aufbruch im Widerstand 
gegen die SED-Diktatur in der späten DDR, 
in den rasanten Umwälzungen 1989/90 und 
in den Anläufen zur politischen Neugestal-
tung in den folgenden Jahren. Und auf der 
anderen Seite für Entwicklungen, die – wie 
z.B. die Datensammelwut von Behörden 
und Unternehmen – die Gefahr bergen, in 
der Gegenwart die Grundlagen der Zivilge-
sellschaft aufzubrechen. Die Konferenz ver-
ortet die Bürgerbewegung nicht allein in der 
Opposition gegen das Parteiregime der DDR 
und als Träger der Friedlichen Revolution, 

sondern auch als Exponenten politischer 
Praxis und zivilgesellschaftlicher Konzepte, 
die über 1989/90 hinausweisen. Die Frage 
nach der Vitalität von Forderungen der Bür-
gerbewegung etwa nach Partizipation und 
Transparenz im Licht aktueller Problemla-
gen gehört zu den spannenden Themen der 
Konferenz. 
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Britta Schellenberg
Mügeln
Die Entwicklung rassistischer Hegemo-
nien und die Ausbreitung der Neonazis
124 Seiten, Juni 2014

Der «Fall Mügeln» hat im Sommer 2007 
internationales Aufsehen erregt: Ein 
rassistischer Mob soll in der Nacht des 
17. auf den 18. August eine Gruppe Mit-
feiernder, die er als «fremd» definiert 
hatte, nach einem Stadtfest über den 
Marktplatz in Mügeln gehetzt und eine 
von diesen als Fluchtort genutzte Pizze-
ria gestürmt haben. Nur das Eingreifen 
der Polizei konnte offenbar Lynchjustiz 
verhindern. Die Schockwelle dieses Er-
eignisses beschäftigte wochenlang die 
Medien und veranlasste manche Poli-
tikerinnen und Politiker, die Einleitung 
eines neuen NPD-Verbotsverfahrens zu 
fordern.
Britta Schellenberg legt eine vielschich-
tige Analyse zu den Ereignissen vor. Sie 
handelt von institutionellem Rassismus, 
der Schwäche und Schwächung demo-
kratischer Kultur und der Durchsetzung 
rassistischer und demokratiefeindlicher 
Zustände in einem lokalen Raum. Die 
Autorin zeichnet Ursachen, Umrisse und 
Wirkweise institutionellen Rassismus´ 
überzeugend nach.
Die Analyse des Falls Mügeln zeigt aber 
auch, dass trotz vorgeprägter Deu-
tungsmuster und Vorurteilsstrukturen, 
institutionellen Zwängen, politischen 
Rechtfertigungszwängen, medialen 
Zuspitzungen und Vereinfachungen 
letztlich konkrete Menschen in einer be-
stimmten Situation entscheiden, ob sich 
demokratische und menschenrechtliche 
Werte durchsetzen oder die Handlungs-
möglichkeiten der extremen Rechten 
wachsen. Dieses Buch kann dafür das 
Verständnis und die Einsicht schärfen 
und die Diskussion zur demokratischen 
Kultur in Sachsen um einen sehr kon-
kreten, beispielhaften und wichtigen 
Aspekt zu erweitern.
Dr. Britta Schellenberg ist Senior Re-
searcher am Centrum für angewandte 
Politikforschung (CAP) der Ludwig-Ma-
ximilians-Universität München (LMU) 
und Lehrbeauftragte am Geschwister-
Scholl-Institut für Politikwissenschaften.

Die Heinrich-Böll-Stiftung ist eine Agen-
tur für grüne Ideen und Projekte, eine 
reformpolitische Zukunftswerkstatt und 
ein internationales Netzwerk. Wir arbei-
ten mit 160 Projektpartner_innen in über 
60 Ländern zusammen und unterhalten 
derzeit Büros in 29 Ländern. Unsere Kol-
leg_innen in den Auslandsbüros arbeiten 
zu unterschiedlichen Schwerpunkten, im-
mer mit dem Ziel vor Ort demokratische, 
zivilgesellschaftliche Strukturen zu stär-
ken. Hier schreiben unsere Kolleg_innen 
Kommentare zur politischen Situation 
ihrer jeweiligen Einsatzorte.

Dr. Peter Skyba studierte Neuere und 
Neueste Geschichte, Mittelalterliche Ge-
schichte und Soziologie an der Ludwig-
Maximilians-Universität in München, 
Promotion 1997 und war Wissenschaft-
licher Mitarbeiter u.a. des DFG-Sonder-
forschungsbereichs «Institutionalität 
und Geschichtlichkeit» an der TU Dres-
den und des Instituts für Zeitgeschichte 
München/Berlin; er hat zahlreiche Publi-
kationen zur Politik- und Gesellschafts-
geschichte der DDR vorgelegt. Peter 
Skyba war 2009 wissenschaftlicher Lei-
ter des deutsch-tschechisch-polnisch-
slowakischen Projektes «Himmelweit 
gleich? – Europas ´89».
Seine Biografie Wolfgang Ullmanns er-
scheint 2015 bei Ch. Links.

Wolfgang Ullmann, Bundestagsabgeordneter 
von Bündnis 90/Die Grünen 1990-1994 bei 
der 1. ordentlichen Bundesversammlung von 
Bündnis 90/Die Grünen am 14.-16. Mai 1993 
in Leipzig.

Foto: Jürgen Eis
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Das Paplament
Kunst und öffentliche Sphäre
von Sarah Günther
«Das System der Repräsentation führte 
dazu, daß die Repräsentanten allein den 
politischen Raum konstituierten, während 
das Volk, das sie abordnete und theore-
tisch der allein legitime Inhaber der Macht 
war bestenfalls vor den Türen stehen 
durfte.»                                Hannah Arendt
Unterwegs im 8. Budapester Weltmeer: 
obdachloses Politiker-Rieseneichhorn Maxi 
Mókus (Macky Eichhorn) das momentan als 
BürgermeisterIn kandidiert, Sozialministe-
rin Polly Poloska (ung. Bettwanze), Noma-
din Rika Pap (Pap Rika) und ihre Pappfami-
lie, die Tauben vom Blaha Lujza Platz und 
die Schließgeister, die öffentliche Plätze 
abriegeln. 
Das sind einige der Lokalhelden der beiden 
Künstlergruppen Pneuma Szöv. aus Buda-
pest und Mobile Albania aus Gießen, die 
sich in den bisher realisierten Arbeiten in-
nerhalb des gemeinsamen Projekts «20-Fo-
rint-Operette» weitererzählen. 
Hinter den merkwürdigen Namen ver-
stecken sich gewachsene Legenden, die 
konkrete sozio-politische Kontexte und 
translokale, kommune Potenziale in einem 
satirisch-liebevoll-bissigen Umgang ver-
handeln.
Jedes Jahr begibt sich das ungarische, hete-
rogen wachsende Netzwerk aus Künstlern 
und Aktivisten, und das deutsche Perfor-
mancekollektiv in das gemeinsame Schaf-
fen eines neuen Reiseabschnitts ihres ge-
teilten Universums. 
In ihrem letzten Projekt «EXIT POLLoska» 
thematisierte Pneuma Szöv. so das Bett-
wanzenproblem in Mietshäusern und den 
Obdachlosenheimen im achten Budapester 
Bezirk. Eine Stunde Radioübertragung und 
gleichzeitig Show beleuchtete das winzige 
Tier, das im achten Stadtbezirk mit einer 
Population von bis zu 6 Millionen in einem 
Straßenzug eine Schattenregierung stellt. 
Auf der Straße zeichnete Pneuma Szöv. die 
Bettwanzen-Promenade mit bunter Kreide 
bis zur Bezirksverwaltung, die prompt mit 
einem Wasserschlauch das Problem erle-
digte: ein Sinnbild für sog. «lokalpolitische 
Lösungsstrategien», die von Aktivisten und 
Journalisten seit Jahren in verschiedensten 
Foren beschrieben und kritisiert werden. 
Oft kein Dialog, keine langfristigen Lösun-
gen – sondern nur ein neues Verbot, in 
diesem Fall ist es verboten mit Kreide vor 
dem Rathaus auf den Boden zu malen. 
Überwachung und das «größte Kamerasys-
tem Ungarns» (Zitat Bezirksbürgermeister 
Maté Kocsis)* haben das erklärte Ziel «alles 
zu sehen». Durch die Kunstaktionen bringt 

das Projekt auch die Paranoia der Politik 
und die Notwendigkeit eines Dialogs und 
einer Kritik zum Ausdruck. Mit kinderleich-
ten Kunstaktionen rüttelt man spielerisch 
an den Festen dieses rigiden Systems, das 
Viktor Orbán nun selbst schon als «illiberale 
Demokratie» bezeichnet.
Die Lokallegenden und die daran geknüpf-
ten künstlerischen Formen entstehen durch 
das Verweilen an öffentlichen Orten, das 
Durchqueren des Ortes und die Reflektion 
über sein Potenzial und seine wunden Punk-
te. 
Eine Heimat des Projekts ist der achte Stadt-
bezirk Budapests. Hier spiegelt der öffent-
liche Raum genau die Bewegungen und 
(Schließ)Mechanismen wider, die in unserer 
heutigen Gesellschaft gegeneinander antre-
ten. Die Bezirksverwaltung regelt den soge-
nannten und vielleicht nicht nur genannten 
Problembezirk mit Absicherungsmaßnah-
men, um die weiße, ‚normale’ Gesellschaft 
vor allem abzuschirmen, was anders ist, 
was durchs Raster fällt, Drogenabhängige, 
obdachlose Menschen, Alkoholiker. Anstatt 
Stützen zu bieten, anstatt die Obdachlosig-
keit mit einer sozialen Wohnungspolitik und 
Drogenabhängige mit hygienischen Einrich-
tungen vor Hepatitis und anderen Krankhei-
ten zu schützen, wird die Versorgung weiter 
abgebaut und der öffentliche Raum wird in 
einen staatlichen privatisiert, wo ein Sicher-
heitsmann die Regeln fast beliebig bestim-
men darf. 
Im Staatsraum ist es an vielen Stellen ver-
boten sich «lebensgewohnheitsmäßig» 
zu verhalten, der UNESCO-Schutz der be-
liebten Budapester City wird als Mittel für 
die Austreibung der Wohnungslosen ge-
nutzt, um die Innenstadt bedenkenlos an 
Touristen und Investoren zu übergeben,  
Plätze und Straßen werden durch ein eng-
maschiges Netz von Sicherheitskameras 
überwacht. Hohe Zäune und unbequeme 
Bänke schützen vor den unbeliebten Bevöl-
kerungsteilen, in Budapest genauso wie in 
London oder anderen Industrieländern, wo 
Armut zunehmend kriminalisiert anstatt be-
kämpft wird. Die Polizeistreifen kontrollie-
ren gezielt Menschen aus den geldärmeren 
Randzonen. 
In diesem Umfeld stellt sich für uns die 
Herausforderung eine öffentliche Sphäre 
zu schaffen. Spielräume für einen freien 
Austausch zu schaffen, auch zwischen ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen, die sich 
teilweise selbst segregieren (beispielsweise 
die Rechte von der Linken, die Radikalen 
von den Gemäßigten). Für uns ist Kunst hier 

das Mittel, um zu irritieren, zu kritisieren 
und im Spiel neue Möglichkeiten und Po-
tenziale zu finden, um feste Standpunkte 
und eingefahrene Identitätsvorstellungen 
zu unterwandern. Denn da wo Leute direkt 
aufeinandertreffen, kann was lebendig 
werden und eine Grenze, ein Vorurteil viel-
leicht verschwinden.
Unser neues Medium hierfür ist eine Ver-
bindung von Straßenwanderung, Perfor-
mance und Radio, das in verschiedensten 
Sendungen als Paplament lokalpolitische 
Fragen aufgreift und nach neuen zivilen Fo-
ren sucht. 
Dabei wird Brechts Utopie das Radio vom 
(Massen)-Distributionsapparat in einen 
Kommunikationsapparat umzuwandeln 
versucht. Lokale Nachrichtenkanäle, eigene 
Radioforen, eigene Zeitungen, Kreide-Fern-
sehen auf der Straße sind Mittel mit denen 
dieses Radio hantiert, um Fragen zu stellen 
und eine andere Berichterstattung jenseits 
der Massenmedien zu versuchen.
Zum zweiten Mal wandert das deutsch-un-
garische Team dieses Jahr nach Leipzig und 
wird dort am Projekt «Federation of Urban 
Imagination» für drei Wochen beteiligt sein. 
Gegenüber dem Job-Center in Leipzig Nord 
auf dem Huygensplatz lassen wir gemeinsam 
mit Stadtentwicklern aus Belgrad, Ljubljana 
und Leipzig ein alternatives Job-Center ent-
stehen. Im Rahmen der Federation of Urban 
Imagination verknüpft sich das deutsch-
ungarische Netzwerk so mit anderen Initia-
tiven, die ihr eigenes Umfeld auf das Poten-
zial eines kommunen Raums hin untersuchen 
und transformieren. Eine Straßenfantasie 
entsteht, die vielleicht kurzzeitig etwas an-
deres jenseits unserer eigenen Arbeitsmoral 
aufscheinen lässt und über verschiedenste 
Aktionen der Gruppen zum Dialog einlädt. 
Mit dabei der Bürgermeister-Kandidat Maxi 
Mokus aus Budapest, der unterwegs auf der 
Straße Stimmen der Arbeitslosen und An-
wohnerInnen in seinen goldenen Einkaufs-
wagen packen wird. Am Ende werden drei 
anschaubare Radioshows auf dem Platz so-
wie auf Radio Blau erlebbar sein.

Oben und unten: Radio ROT 1 by Hajnal Fekete
Die Wandernde Straßenuniversität in Leipzig: 7. - 10. Oktober  2013/ Internationales MitOst 
Festival Leipzig                                     (Mehr Infos zum Projekt: sagadonkey.blogspot.com)
Ganz unten:
Projekt «EXIT POLLoska»
Fotos: Hajnal Fekete  

Zeitgeschichte

ver_URTEILEN
Ortsbegehung in Döbeln
von Kathrin Krahl

Es geht hier schließlich um 
Gerechtigkeit.
Und Gerechtigkeit kennt keine 
Verfallszeit.

Dieter Graumann, Präsident 
des Zentralrats der Juden in Deutschland 

Das Projekt ORTSBEGEHUNG - Stadtrecher-
chen zu Shoah und Täterschaft erarbeitete 
mit Jugendlichen und jungen Erwachsenen 
in Döbeln im Jahr 2013/14 historisches Wis-
sen über den Nationalsozialismus, setzte 
sich mit der Rechtsprechung über den Na-
tionalsozialismus auseinander, erstellte 
die Ausstellung «Die Tat» und produzierte 
den Film «über wiesen». Die Auseinander-
setzung mit der Geschichte des National-
sozialismus‘ und seiner Massenverbrechen 
ist eine wichtige Voraussetzung für eine 
aktuelle Positionierung gegenüber Antise-
mitismus. Das Projekt ermöglichte es Ju-
gendlichen durch die Recherchearbeiten die 
lokalen Stadtgeschichte zu erforschen und 
mit den damit verknüpften Fragen um Ge-
rechtigkeit aktiv auseinander zu setzen und 
Diskussionen über das eigene Handeln in 
der Gegenwart anzustoßen.
Die Tat – Ausstellung
«Die Tat» (Dezember 2013) widmete sich 
drei Aspekten lokaler Täterschaft in Dö-
beln. Zentral war uns die Denunziation der 
in Döbeln lebenden Jüdin Marie Rothstein 
durch eine Mieterin. Marie Rothstein hatte 
trotz der antisemitischen Gesetze während 
des Nationalsozialismus Briketts nach Hau-
se getragen. Wegen der Denunziation durch 

die Mieterin wird Marie Rothstein über 
Ravensbrück nach Auschwitz deportiert 
und verstirbt aufgrund der schrecklichen 
Haftbedingungen dort am 12.10.1942. Die 
Ausstellung thematisiert die antisemitische 
Konstruktion «des Juden» als «den Ande-
ren» und versucht den Motiven für diese 
Beteiligung  am Verbrechen der Mieterin 
auf die Spur zu kommen. Warum hat die-
se Frau den verbotenen Einkauf der Marie 
Rothstein nicht ignorieren können? War sie 
sich der Tragweite ihrer Handlung bewusst 
und wie ist diese «Tat» heute zu beurteilen?
«Jeder ist belangbar, der in einem KZ dazu 
beigetragen hat, dass die Tötungsmaschine-
rie funktionierte – egal ob direkt als Aufse-
her an den Gaskammern oder indirekt etwa 
als Koch.» (Auszug aus der Ausstellung)
Ein weiterer Baustein unserer Auseinan-
dersetzung war die Kampagne «Spät. Aber 
nicht zu spät! Operation Last Chance II» . 
Diese Initiative des Simon-Wiesenthal-Cen-
ters verfolgt den Zweck, die noch lebenden 
und bisher nicht verurteilten NS-Kriegsver-
brecher_innen mit Hilfe der Bevölkerung 
aufzuspüren und vor Gericht zu bringen. Im 
Projektverlauf integrierten wir diese Kam-
pagne in unsere Betrachtungen zur Verfol-
gung von Täterschaft in den beiden deut-
schen Nachkriegsgesellschaften. 
Im Rahmen der neuen Rechtslage wird 
gegen einen in Döbeln lebenden vermeint-
lichen Kriegsverbrecher ermittelt. Die 
Staatsanwaltschaft Chemnitz prüft eine 
Anklageerhebung gegen einen 91-jährigen 
mutmaßlichen Nazi-Verbrecher. Der Mann 
war nach Erkenntnissen der NS-Fahndungs-

Im Rahmen des dreijährigen Modellprojekts Ortsbegehung - Stadtrecherchen zu Sho-
ah und Täterschaft werden Bildungsbausteine für Recherchearbeiten mit Jugendlichen 
zu Shoah und Täterschaft in der lokalen Stadtgeschichte in Workshops, Stadtführun-
gen und Gedenkstättenfahrten entwickelt. Ziel ist es, historisches Wissen zu Shoah, 
Antisemitismus und NS-Täterschaft zu vermitteln, Quellenkompetenz zu erwerben und 
Meinungsbildungsprozesse zu fördern. 

stelle Aufseher im KZ Auschwitz und soll 
sich der Beihilfe zum Mord schuldig ge-
macht haben. Die Ludwigsburger Behörde 
hatte den Fall Anfang September 2013 pu-
blik gemacht.
Das Urteil gegen den früheren SS-Helfer 
Iwan Demjanjuk ist ein Hauptgrund für die 
«Operation Last Chance». Er gehörte zu den 
Hilfstruppen der SS, die Personal für den 
Betrieb der Vernichtungslager stellten. Das 
Landgericht München hatte Demjanjuk im 
Mai 2011 zu einer Freiheitsstrafe von fünf 
Jahren verurteilt, obwohl ihm keine indivi-
duelle Schuld nachgewiesen werden konn-
te. Damit ist ein historischer Präzedenzfall 
geschaffen worden, der die Rechtslage er-
heblich verändert hat. Seitdem kann gegen 
NS-Täter_innen ermittelt werden, die in 
Vernichtungslagern eingesetzt waren, der 
Operation Reinhard (zur Tötung von über 
zwei Millionen Jüdinnen und Juden und 
Romnija und Roma im besetzten Teil Polens 
und der Ukraine) oder einer Einsatzgruppe 
angehört haben. «Es besteht die Chance, 
NS-Täter vor Gericht zu stellen, die bisher 
straffrei geblieben sind», sagte Efraim Zu-
roff, Initiator der Kampagne und Leiter des 
Simon-Wiesenthal-Büros in Jerusalem.
«Ein Gesetz mit Füßen treten!» ist ein wei-
terer Beitrag aus der Ausstellung «Die Tat». 
Unter Anwendung ihres Alltagsverstandes 
versuchten die beteiligten Jugendlichen sich 
aus dem Straf- und Völkerrecht mit fachli-
cher juristischer Unterstützung einen Über-
blick über die Rechtsprechung und Straf-
taten zu verschaffen. Wie Recht sprechen, 
wenn das damals geltende Recht Jüdinnen 
und Juden ausgrenzte? Es keine Gleichheit 
gegenüber dem Gesetz gab? Und nur der 
eigene Rechtsbruch ein Versuch hin zur Ge-
rechtigkeit sein konnte? Diskutiert wurde 
auch die Unterlassung das Verbrechen nach 
1945 zu ahnden. «Ein Gesetz mit Füßen 
treten!» steht für die noch auszuhandelnde 
Debatte über «das Recht» im und nach dem 
Nationalsozialismus.
Abschließend ist in Kooperation mit der 
Künstlerin Leoni Weyreter und der Kamera-
frau  Franziska Wenzel der Film «über wie-
sen» entstanden.

AUSSTELLUNG
Lokale TäterInnengeschichte sichtbar machen

Die Ergebnisse der Recherchearbeiten werden von den Jugend-
lichen in Form einer Ausstellung aufbereitet und der lokalen Öf-
fentlichkeit präsentiert. Die beteiligten Jugendlichen erhalten bei 
der Konzeption und Gestaltung der Ausstellungen Unterstützung 
von erfahrenen KuratorInnen und KünstlerInnen und lernen so 
innovative und zeitgemäße Ausstellungsformate kennen. Die 
Ausstellungen bieten ebenfalls die Möglichkeit sich mit lokalen 
Formaten der Erinnerungskultur auseinanderzusetzten, bishe-
rige Geschichtsbilder zu ergänzen und deren Repräsentation kri-
tisch zu hinterfragen.

TEiLNAhmE Am ProjEkT
Teilnehmen können SchülerInnen zwischen 13 und 18 Jahren aus 
Brandenburg und Sachsen. Gearbeitet wird kontinuierlich über 
den Zeitraum von einem Schuljahr. Die Jugendlichen werden über 
den gesamten Zeitraum von den MitarbeiterInnen der Heinrich-
Böll-Stiftungen begleitet. Für die TeilnehmerInnen entstehen 
keine Kosten. Materialien, Fahrtkosten, Verpflegung und Unter-
bringung werden vom Projekt getragen.

ANSPrEChPArTNEriNNEN
Susann Karnapke Heinrich-Böll-Stiftung Brandenburg 
Dortustr. 52, 14467 Potsdam | Tel: 0331 - 20057815  
E-Mail: karnapke@boell-brandenburg.de

Kathrin Krahl Weiterdenken – Heinrich-Böll-Stiftung Sachsen
Schützengasse 18, 01067 Dresden | Tel: 0351 - 4943313 
E-Mail: krahl@weiterdenken.de

Oben: Filmstills aus «über wiesen»

über wiesen
Ein Film der 
AG Geschichte & Freund_innen
Diejenigen, die nicht teilnahmen und von 
der Mehrheit als unverantwortlich be-
zeichnet wurden, waren die einzigen, die 
es wagten, selber zu urteilen.
»über wiesen« beschäftigt sich mit der 
Bedeutung nationalsozialistischer Tä-
ter_innenschaft in der Gegenwart. Was 
fand damals in der Kleinstadt Döbeln 
statt? Was zeugt heute von der Tat? Was 
ist Schuld und Entschuldung? Szenisches 
Spiel analysiert die Strukturen der Shoah 
und diskutiert Überlegungen der Philoso-
phin Hannah Arendt. 

Regie/ Drehbuch/ Schnitt: Leoni Weyreter
Kamera/ Schnitt: Franziska Wenzel
Ton: Martin G. Schroeder, Ulrike Schwer-
dtner
Produktion: Kathrin Krahl
Darsteller_innen/ Sprecher_innen: 
AG Geschichte Döbeln & Freund_innen
Dank an: Treibhaus e.V. Döbeln, Gloria, 
Jörn Ellger, Jörg Eichler

Auch 2014 kamen Pneuma Szöv und 
Mobile Albania nach Sachsen. Im Au-
gust und September entwickelten die  
Künster_innen-Kollektive in Koopera-
tion mit dem Leipziger Bürgersender 
Radio BLAU ein performatives und no-
madisierendes Radioformat. Unter dem 
Titel «Paplament auf dem Hugyensplatz 
- Wem gehört Leipzig?» diskutierten sie 
u.a. Fragen der Gentrifizierung der Stadt 
und der Wiederbelebung abgehängter 
öffentlicher Plätze.
Mehr Infos:
www.pneumaszov.org (englisch)
www.mobilealbania.de
Trailer von EXIT POLLoska mit deut-
schen Untertiteln: 
https://vimeo.com/99810730
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Christlicher Fundamenstalismus im sächsischen «Biblebelt»
Ein Bericht bringt Bewegung
Interview mit Jennifer Stange

Du hast für Deinen Bericht im «Biblebelt» 
Sachsens recherchiert. Was sind Deine 
wichtigsten Schlüsse aus diesen Recher-
chen und Begegnungen? 

Ich habe mich in meiner Recherche auf 
christlich fundamentalistische Positionen in 
evangelikalen und pietistischen Kreisen im 
Umfeld der Evangelischen Landeskirche in 
Sachsen konzentriert. Also auf diejenigen, 
die eine kompromisslose Glaubensauffas-
sung vertreten und ihre Bibelauslegung 
als Unfehlbarkeit der Bibel verkaufen. Ein 
Glaube der sich massiv von einem aufge-
klärten Glauben, wie zum Beispiel dem li-
beralen Protestantismus unterscheidet. 
Na und? könnte man jetzt fragen und ent-
gegnen: Das geht doch niemanden was an, 
schließlich darf ja jeder glauben, was er 
oder sie will. Das stimmt natürlich grund-
sätzlich, aber diejenigen die in ihrem Glau-
ben religiöse Absolutheitsansprüche ver-
treten -  die also sagen, »Ich vertrete den 
richtigen und wahren Glauben” -  können 
dieses Freiheitsgebot eben selbst schlecht 
ertragen und das ist ein Problem, das sich 
erstens an innerkirchlichen Auseinander-
setzungen zeigt: Christliche Fundamen-
talisten glauben Homosexualität ist Sün-
de - Punkt. Da soll es keinen Kompromiss 
geben, Homosexuelle sollen ihre sexuelle 
Präferenz nicht leben, sie sollen sich hei-
len lassen, sie sollen auf keinen Fall im 
Pfarrhaus wohnen, weil das die Glaubens-
auffassung angreift. Zweitens steht dieser 
vermeintlich wahre Glaube auch immer im 
Konflikt mit anderen Religionen,die als Irr-
glaube gelten - diese Auffassung arbeitet 
sich aktuell vor allem am Islam ab. Drittens 
und das ist eine der wichtigsten Ergebnisse 

meiner Recherche, richtet sich ein christ-
licher Fundamentalismus auch gegen so 
genannte modernistische Irrwege, gegen 
einen als Orientierungslosigkeit verstan-
denen Wertepluralismus sowie gegen die 
Vielfalt gesellschaftlicher Lebensentwürfe. 
Zwei Frauen oder zwei Männer könnten 
keine Kinder groß ziehen, weil die Bibel nur 
Adam und Eva kennt. Frauen und Männer 
sollen nicht zu gleichberechtigt sein, weil 
die traditionelle christliche Familie für ein 
klassisches Rollenverständnis steht und so 
weiter. Diese Auffassung bildet sich vor al-
lem im Kampf gegen Gendermainstreaming 
ab. Und fünftens dieser Glauben ist ein sehr 
strenger Glaube, er verspricht Liebe, Halt 
und Gemeinschaft, er fordert aber auch 
sehr viel. «Gott ist kein Kuschelgott», hat 
ein sächsischer Prediger mal ganz treffend 
gesagt und ich habe einige Leute getroffen, 
die mit diesem Glauben nicht unbedingt 
glücklich waren. Junge Menschen, die sehr 
unter dem Druck standen, diesem stren-
gen Gott gerecht zu werden, Angst hatten 
aus ihrer Gemeinschaft ausgeschlossen zu 
werden oder schon rausgeflogen waren. 
Um es nochmal zusammen zu fassen, eine 
fundamentalistische Glaubensauffassung 
richtet sich gegen Dritte, gegen Anders-
gläubige, Nichtgläubige und eine liberale 
Gesellschaftsauffassung, die auf dem Plura-
lismus beruht. Und beunruhigend ist natür-
lich, dass sich in dieser Gegnerschaft auch 
Schnittmengen mit rechtem Gedankengut 
entdecken lassen. 
Auf einer zweiten Ebene habe ich mir den 
Umgang der sächsischen Landeskirche mit 
diesen Positionen angeschaut und musste 
feststellen, dass sie gegenüber fundamen-
talistischen Hardlinern in den eigenen Rei-

hen eine Appeasement-Politik verfolgt.  Sie 
toleriert es, dass von ihren Kanzeln eine 
Sichtweise gepredigt wird, die zwischen 
Himmel und Hölle keinen neutralen Raum 
lässt und jegliche Ambivalenz, die den Er-
eignissen der Welt gewöhnlich anhaftet, 
zugunsten eines «für Gott» oder «gegen 
Gott» tilgt und auch das geht wiederum auf 
Kosten Dritter: Menschen, die anders sind, 
andere Glaubensauffassungen vertreten 
oder auf Kosten von Minderheiten, die an-
gegriffen werden. 

Ein Fokus des Berichts ist die politische Ein-
flussnahme evangelikaler Protagonist_in-
nen. Auf welche Agenda und Bündnisse bist 
Du dabei gestoßen?

Diese Einflussnahme gibt es auf mehre-
ren Ebenen und die ist auch nicht grund-
sätzlich verwerflich. Innerkirchlich ist es 
so, dass christliche Fundamentalisten die 
Landeskirche Kirche als Relaisstation zum 
Transport ihrer Glaubensvorstellung nutzt, 
um neue Gefolgsleute zu gewinnen und 
Positionen innerhalb der Kirche durchzu-
setzen. Das Evangelisationsteam und die 
Arbeitsgemeinschaft für Weltanschauungs-
fragen, kurz AG Welt, vertreten auf vielen 
Kampffeldern christlicher Fundamentalis-
ten in Sachsen eine Avantgardeposition. 
Zum Teil finden sich diese Positionen aber 
auch innerhalb der Landeskirchlichen Ge-
meinschaft, eine traditionell pietistischen 
Strömung, die in Sachsen unter dem Dach 
der Landeskirche steht. Ihr Einfluss ist zu-
mindest so groß, dass es ihnen gelang ei-
nen synodalen Beschluss zur Novellierung 
des Pfarrerdienstrechts, wonach dann auch 
lesbische und schwule Pfarrerinnen und 
Pfarrer im Pfarrhaus leben durften, zu kip-

pen und damit einen demokratischen Pro-
zess auszuhebeln - das lässt aufhorchen. 
Gemeinden, Einzelpersonen und die oben 
genannten Initiativen vereinen sich seither 
in der so genannten Bekenntnisinitiative. 
Der Name spielt ganz bewusst auf die  «Be-
kennenden Kirche» an, die sich während 
des Nationalsozialismus gegen deutsch-
christliche Abwege innerhalb der Kirchen-
behörden und Leitungsorganen stellte. Der  
Bekenntnisinitiative geht es aber um andere 
so genannte Abweichungen, um Homose-
xualität, die richtige sexuelle Orientierung, 
Probleme mit der sexuellen Vielfalt und 
Gendermainstreaming, gegen Schwanger-
schaftsabbruch etc., um gesellschaftliche 
Themen, die aus konservativer bis funda-
mentalistischer Sicht auf eine bestimmte 
Art und Weise beantwortet werden sollen. 
Bundesweit orientiert sich diese Strömung 
weniger am Mainstream der EKD, sondern 
vielmehr an der Deutschen Evangelischen 
Allianz, die zu mehr politischem Engage-
ment aufruft. Wohin die Reise geht, lässt 
sich an deren Wahlprüfsteinen ablesen, 
die den Gläubigen als Entscheidungshilfe 
dienen soll. Direkte Wahlempfehlung gibt 
es nicht, aber richtet man sich nach den 
hier als wichtig erachteten Punkten landet 
man am rechten Rand der CDU, also jen-
seits dessen wofür die Bundes-CDU derzeit 
steht, bei der AfD oder anderen christlichen 
Splitterparteien. Apropos CDU, die sächsi-
sche CDU steht ja für einen eher rechtskon-
servativen Kurs und deshalb ist es vielleicht 
nicht verwunderlich, dass es hier scheinbar 
auch keine Berührungsängste mit christlich-
fundamentalistischen Positionen gibt. Die 
«Initiative Linkstrend stoppen» wurde vom 
Fraktionsvorsitzenden Steffen Flath be-
grüßt. Thomas Schneider, CDU-Kreistags-
abgeordneter und Prediger, steht ihr vor. 
Auf seiner Homepage fällt er vor allem mit 
latent und offen islamfeindlichen Positionen 
auf. Andere kirchlich aktive CDU-Mitglieder 
aus Sachsen konnten in der Vergangenheit 
schwule Politiker angreifen und so weiter. 
Die Gefahr besteht in einer religiös moti-
vierte Politik, die nicht zwischen religiöser 
Gewissheit und staatsbürgerlicher Frei-
heit unterscheidet. Flath unterstützt jedes 
Jahr den  so genannten «Marsch für das 
Leben» - aus christlicher Überzeugung: 
Nicht der Mensch sondern Gott soll über 
Anfang und Ende des Lebens entscheiden 
und deshalb sollen Frauen nicht das Recht 
zu einem Schwangerschaftsabbruch ha-
ben, bzw. nicht straffrei bleiben, wenn sie 
sich dafür entscheiden. Flath sagte dort 
mal, die Gesellschaft werde «krank», wenn 
sich ihre Mitglieder nicht an die 10 Gebote 
halten. Das ist nichts anderes als eine Sa-
kralisierung der Politik, die verkennt, dass 
wir nicht in einer Gesellschaft leben, die alle 
denselben Glauben vertreten und die ver-
gisst, dass es auch moralische und ethische 
Maßstäbe gibt, die nicht denen christlicher 
Hardliner entsprechen. 
Auf den Bericht gab es heftige Reaktionen. 
Wie erklärst Du Dir diese und wie gehst Du 
damit um? Was wünschst Du Dir für die zu-
künftige Debatte?

Dass auf Kritik mit Angriff reagiert wird, 
ist nicht neu, diese Erfahrung haben auch 
schon Andere vor mir gemacht, die sich mit 
diesem Thema auseinandergesetzt haben. 
Warum das so ist, darüber lässt sich nur 
spekulieren. Was mich allerdings erstaunt 
hat, war die pauschale Abwehr der Kritik, 
die neben Landesbischof Bohl auch andere 
Mitglieder in Leitungspositionen geäußert 
haben. Sprach- und Denkverbot würde ich 
verordnen wollen, Meinungen disqualifi-
zieren, diffamieren und so weiter. Diese 
Anwürfe sind zum Teil lächerlich, weil wem 
könnte ich denn sprechen und denken ver-
bieten? Zum anderen ist diese Haltung auch 
ein bisschen erbärmlich, denn ich habe 
mich vor allem mit Positionen beschäftigt, 
die Schwule, Lesben, Muslime, Nicht- oder 
Andersgläubige angreifen und da frage ich 
mich, hätte man nicht wenigstens sagen 
können, dass man sich von homophoben 
und islamfeindlichen Positionen distanziert 
und damit klar und deutlich machen kön-
nen, dass man Diskriminierung nicht dul-
det? Ist es für die sächsische Landeskirche 
nicht möglich zu sagen, wir achten auch 
andere Lebensentwürfe jenseits der traditi-
onellen Kleinfamilie? 
Das ging nicht, jedenfalls nicht in öffent-
lichen Verlautbarungen und das hat mich 
erstaunt. Einzelne Vertreter, auch aus Lei-
tungspositionen und auch Theologen haben 
sich zwar gegenüber mir persönlich positiv 
geäußert, haben meine Recherchen bestä-
tigt und sich quasi bei mir bedankt, dass der 
Bericht ein bisschen Leben in die innerkirch-
liche Debatte gebracht habe, aber auch das 
ist meines Erachtens nach kein ausreichen-
des Signal an diejenigen, die aus fundamen-
talistischen Kreisen immer wieder angegrif-
fen werden. Positive Rückmeldungen gab es 
im Nachhinein auch von Einzelpersonen, die 
den Ausstieg aus christlich-fundamentalisti-
schen Kreisen geschafft haben. 
Für die Zukunft wünsche ich mir, dass die-
se Menschen, auf deren Kosten christliche 
Hardliner ihren Glauben leben, auch in der 
sächsischen Landeskirche zu Wort kommen 
und ernst genommen werden.

Politische Kultur und Institutionen

In Sachsen gibt es einen starken evangelikalen «Biblebelt», aus dessen Spektrum regelmäßig homophobe 
und islamophobe Positionen laut werden und dessen Protagonist_innen sich für repressive, patriarchale Ge-
sellschaftsentwürfe stark machen. Wenn der Aktivismus fundamentalistischer Christ_innen die Basis einer 
emanzipatorischen Demokratie angreift, ist klarer Widerspruch gefordert. Die Journalistin Jennifer Stange 
erhielt daher von Weiterdenken den Rechercheauftrag, sich eingehender mit den evangelikalen Strömungen in 
Sachsen und deren gesellschaftspolitischer Einflussnahme auseinanderzusetzen. Ihr Bericht findet sich unter 
www.weiterdenken.de oder über den nebenstehenden QR-Code.
Hier haben wir sie zu ihren Erfahrungen rund um diese Recherchen befragt.

Oben: Marsch der christlichen Abtreibungsgegner_innen in Annaberg-Buchholz                                                                       Foto: Weiterdenken

Unten: Meinungsäußerung einer Gegendemonstrantin                                                                                                     Foto: Weiterdenken
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Alles im weißen Bereich?
Institutioneller Rassismus in Sachsen
Erweiterter Band zu Tagung 
am 7. Februar 2014 in Dresden
erscheint im November 2014

Schwerpunkt des Bandes wie der Ta-
gung sind der strukturelle und institu-
tionelle Rassismus in Sachsen. Neben 
den einführenden Beiträgen von Alisha 
Heinemann, Paul Mecheril und Hannah 
Eitel versammelt der Band unter ande-
rem Beiträge zu strukturellem Rassismus 
in den Bereichen Arbeit, Bildung und 
Wohnen, Justiz, Ermittlungsbehörden 
und Racial Profiling.
Veranstalter_innen waren Weiterden-
ken - Heinrich Böll Stiftung Sachsen, 
der «Sächsische Flüchtlingsrat», der 
«Sächsische Migrantenbeirat», das Inte-
grationsnetzwerk Sachsen, das «Kultur-
büro Sachsen e.V.», das «Antidiskrimi-
nierungsbüro Leipzig» und das «Forum 
für kritische Rechtsextremismusfor-
schung» der Universität Leipzig.
Die Veranstaltung wurde unterstützt 
durch die «Amadeu-Antonio-Stiftung» 
und das Deutsche Hygiene-Museum 
Dresden. 
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Evangelikale in Sachsen
Ein Bericht
Jennifer Stange
Die Entwicklung rassistischer Hegemo-
nien und die Ausbreitung der Neonazis
46 Seiten nur als Download
Januar 2014

In Sachsen gibt es starke evangelikale 
Bewegungen, deren Weltsicht aber vor 
allem deren Versuche der politischen 
Einflussnahme mit den Werten einer 
emanzipatorischen Demokratie kolli-
dieren. Die Journalistin Jennifer Stange 
erhielt daher von uns den Rechercheauf-
trag, sich eingehender mit den lokalen 
evangelikalen Strömungen und ihrer 
gesellschaftspolitischen Einflussnahme 
auseinanderzusetzen. Die Ergebnisse 
ihrer Recherche sind besorgniserre-
gend: Regelmäßig werden aus diesem 
Spektrum homophobe und islamopho-
be Positionen laut, werden Feminismus 
und Gender-Mainstreaming bekämpft, 
repressive, patriarchale Gesellschafts-
entwürfe als alternativlos befördert 
und der Schulterschluss mit so mancher 
rechtsradikaler Position ist erschreckend 
augenfällig. Wenn fundamentalistische 
Gesellschaftskritik dann noch auf lokale 
und landespolitische Andockungspunk-
te statt auf klare Abgrenzung trifft, 
greift dies die Werte einer demokrati-
schen, pluralistischen und aufgeklärten 
Zivilgesellschaft an. Dieses Buch kann 
dafür das Verständnis und die Einsicht 
schärfen.
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Praktikum beim Griechischen Flüchtlingsrat
von Mathias Verheyen

Internationale Arbeit

Nach dem Abschluss meiner Bachelorarbeit 
im Fach Politikwissenschaft und mit Aus-
sicht auf ein paar Monate Freizeit hatte ich 
vor, ein lang gehegtes Vorhaben endlich zu 
verwirklichen und eine längere Zeit in Grie-
chenland zu verbringen – ein Land, das ich 
aus zahlreichen Urlauben und biographi-
schen Verbindungen kenne und schätze. 
Abgesehen von meiner persönlichen Verbin-
dung zu Griechenland beschäftigten mich in 
letzter Zeit vor allem die gesellschaftlichen 
Entwicklungen vor Ort und die besondere 
Rolle, die das Land an der EU-Außengrenze 
für die europäische Flüchtlingspolitik ein-
nimmt. Bereits in Dresden begann ich mich 
für Migrationspolitik zu interessieren und in 
der «Kontaktgruppe Asyl» und dem «Netz-
werk Asyl Migration Flucht» zu engagieren. 
Im Rahmen meines Praktikums bei «Wei-
terdenken» hatte ich dann die Gelegenheit 
mit dem leitenden Juristen des griechischen 
Flüchtlingsrats in Kontakt zu treten und ent-
schied mich schließlich, ein Erasmus-Prakti-
kum im Umfang von drei Monaten in Athen 
zu absolvieren.
Am 14. April 2014 landete ich in Athen und 
hatte eineinhalb Wochen Zeit, mich mit der 
Stadt,  die etwa die Hälfte der Bevölkerung 
Griechenlands beherbergt, vertraut zu ma-
chen. Seit 2008 hat sich vieles verändert in 
dem Land. Die Finanz- und Wirtschaftskrise 
sowie die Austeritätspolitik haben Grie-

chenland im Vergleich zu Portugal, Spanien, 
Italien und Irland besonders stark getrof-
fen, das Land gesellschaftlich destabilisiert 
und zur Prekarisierung geführt. Die extreme 
soziale Schieflage, ein bis vor 2013 nicht 
vorhandenes Asylsystem und latente rassis-
tische Einstellungen in der griechischen Ge-
sellschaft waren Nährboden für die popu-
läre ultrarechte Partei «ΧΡΥΣΗ ΑΥΓΗ” (dt.: 
Goldene Morgenröte) und ihre rassistische 
Propaganda. Die Massenproteste und Aus-
schreitungen der ersten Jahre nach der Krise  
in Griechenland hatten keinerlei Wirkung 
auf die Sparpolitik. Als Folge, so scheint 
es, wurde die Frustration und Wut einiger 
politisch unentschlossener Bürger_innen 
zunehmend von den eigentlichen Ursachen 
der Krise – die deregulierte globale Finanz-
wirtschaft, das instabile Wirtschaftssystem 
und politische Korruption – abgelenkt und 
begann sich zunehmend in rassistischen 
Übergriffen und Fremdenfeindlichkeit im 
Alltag zu entladen. Auch homophobe Atta-
cken und männliche Gewalt gegen Frauen 
haben seit Beginn der Krise deutlich zuge-
nommen. Die allgegenwärtige Präsenz von 
Polizist_innen in militärischer Einsatzmon-
tur trägt darüber hinaus nicht minder zu 
dem Gefühl bei, sich in einer permanenten 
Situation latenter Bedrohung zu befinden.
Viele Flüchtlinge, die in Griechenland an-
kommen, wollen dort aufgrund der Krise 

und  der gesellschaftlichen und staatlichen 
Repression nicht bleiben. Um in einem ande-
ren europäischen Land als Asylsuchende_r 
anerkannt zu werden, müssen sie deshalb 
das Land durchqueren ohne einen Asylan-
trag zu stellen. Dies wiederum bedeutet ein 
Leben in Illegalität, Armut und Obdachlosig-
keit unter ständiger Gefahr für Monate bis 
Jahre inhaftiert zu werden oder Opfer  ras-
sistischer Übergriffe zu werden.
Der griechische Flüchtlingsrat ist als UN-
assoziierte NGO eine der wichtigsten Or-
ganisationen, die sich für die Belange von 
Geflüchteten gegenüber dem griechischen 
Staat, der konservativen griechischen Re-
gierung unter Andonis Samaras (Nea De-
mokratia) und der Europäischen Union ein-
setzt. Insgesamt verfügt der Flüchtlingsrat 
über folgende Arbeitsbereiche: soziale Be-
treuung, Fundraising- und Öffentlichkeits-
arbeit und Rechtsberatung und -Begleitung.  
Eine der Hauptaufgaben des Flüchtlingsra-
tes ist es, die griechische Gesetzgebung und 
Migrationspolitik bezüglich ihrer Konformi-
tät mit europäischem und internationalem 
Recht sowie die Einhaltung humanitärer 
Standards zu kontrollieren. Hierfür arbeitet 
der Flüchtlingsrat eng mit dem Europäischen 
Flüchtlingsrat und verschiedenen NGOs in 
Europa zusammen. Die zweite wesentliche 
Kompetenz des Flüchtlingsrates besteht 
darin, Asylsuchende auf rechtlicher und so-
zialer Ebene zu unterstützen, sei es durch 
kostenlosen Rechtsbeistand, Vermittlung an 
Sozialarbeiter_innen und Psycholog_innen 
oder kostenlose Sprachkursangebote.
Mein Praktikum beim Flüchtlingsrat in 
Athen begann im April 2014 in der Rechts-
abteilung. Die Arbeitsatmosphäre ist sehr 
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 Versagen mit system
geschichte und Wirken des Verfassungsschutzes

Verfassungsschutz schützt Verfassung 
wie Zitronenfalter Zitronen falten

Anne Roth

Zeitgeschichte

«Zol zayn sholem af der gantser velt» 
Ein deutsch-polnischer, jiddischer Film
von Uwe von Seltmann

Versagen mit System
Ausstellung zu Geschichte und Wirken 
des Verfassungsschutzes
Forum für kritische 
Rechtsextremismusforschung
ab Anfang 2015 ausleihbar
Der Verfassungsschutz dringt in jüngster 
Zeit immer stärker in den Bereich der Bil-
dungsarbeit und öffentlichen Meinungs-
bildung vor. Die Ausstellung, in Koope-
ration mit Weiterdenken entstanden, ist 
als kritischer Beitrag gegen diese Ten-
denzen konzipiert. In der Gesamtschau 
der Skandale, welche die Geschichte 
des Geheimdienstes durchziehen, wird 
deutlich: Die Pannen und Versäumnisse 
sind keineswegs unglückliche Einzel-
fälle. Vielmehr wird ein systematisches 
Versagen des «Verfassungsschutzes» 
sichtbar, das seiner ideologischen Aus-
richtung und undemokratischen Arbeits-
weise geschuldet ist.
Im Kern bleibt der VS ein Geheimdienst 
und entzieht sich dadurch einer wirksa-
men, demokratischen Kontrolle. Unter 
diesen Umständen ist der nächste große 
VS-Skandal nur eine Frage der Zeit. Das 
Handeln des VS schadet der Demokratie 
mehr als es ihr nützt.
In fünf thematischen Abschnitten be-
leuchten die Tafeln die Ursachen und 
Hintergründe für dieses Versagen mit 
System. 
Entstehung des Verfassungsschutzes
Theorie und Praxis des VS
Der Geheimdienst in der pol. Bildung
V-Leute und der NSU-Komplex
Perspektiven: Wie weiter mit dem VS?
Die Ausstellung dient als Informations- 
und Diskussionsangebot für alle poli-
tisch Interessierten. Besonders möchten 
wir Multiplikator_innen der politischen 
Bildungsarbeit, Lehrer_innen, Sozial-
pädagog_innen und Politiker_innen 
ansprechen und sie für problematische 
Aspekte einer «geheimdienstlichen Bil-
dungsarbeit» sensibilisieren.
Die Ausstellung besteht aus 10 selbst-
stehenden Holztafeln, die beidseitig 
bedruckt sind. Sie wird kostenlos über 
Weiterdenken ausgeliehen. Wir erheben 
keine Ausleihgebühr, die Kooperations-
partner müssen aber selber für Trans-
port, Auf- und Abbau sorgen und die 
Ausstellung versichern. Ein Begleitpro-
gramm kann gemeinsam erarbeitet wer-
den, Begleitmaterial ist in Vorbereitung.

Am Rand des galizischen Dorfes Rudno 
führt ein Weg in den Wald hinein. Ein paar 
Hühner gackern, ein paar Gänse schnat-
tern, sonst ist es still. Die Autos auf der 
Umgehungsstraße um die 800.000-Ein-
wohner-Stadt Lemberg (Lwiw), dem wirt-
schaftlichen und kulturellen Zentrum der 
Westukraine, sind nicht mehr zu hören. Vor 
dem Zweiten Weltkrieg diente der Kurort 
den Städtern als Sommerfrische - Polen wie 
Juden, Ukrainern wie Deutschen. Eine Idyl-
le, damals wie heute. 
Doch sie ist trügerisch. Nach einigen Hun-
dert Metern wird ein Marmorblock sichtbar. 
Auf der Vorderseite hat jemand Löcher in 
den Stein gehämmert - genau dort, wo der 
Davidstern eingraviert ist. Boris Dorfman 
geht auf das Mahnmal zu, kehrt mit dem 
Griff seines Krückstocks Unrat beiseite, 
seufzt und sagt in seiner jiddischen Mutter-
sprache: «Es iz geven a tragedye ...»
Was in dem Wald bei Rudno geschehen ist, 
steht in Stein gemeißelt: Am 18. Juni 1943 
hatten hier die Nationalsozialisten 53 Juden 
ermordet. Das Mahnmal sei ein «memori-
um far di yidn, velkhe hobn gelebt 600 yor 
in galitsye», sagt Dorfman.
Der 91-Jährige ist schon länger nicht mehr 
dort gewesen, der Weg ist für ihn inzwi-
schen zu beschwerlich. Dabei liegt ihm 
gerade dieser Gedenkstein am Herzen, 
denn Dorfman hatte dafür gesorgt, dass 
er 2008 errichtet werden konnte. Niemand 
kümmere sich um das Denkmal, seufzt er. 
Dann verneigt er sich, sagt Kaddisch, das 
Gebet für die Verstorbenen, und spricht zu 
den Toten: Er sei nicht alleine gekommen. 
Er werde von einem Filmteam begleitet, das 
die Geschichte der Lemberger Juden für die 
kommenden Generationen festhalte. Nun 
könnten die Toten in Frieden ruhen.
«Boris Dorfman – A mentsh» heißt der Do-
kumentarfilm, in dem die berührende Szene 

zu sehen ist. Er ist einer außergewöhnlichen 
Persönlichkeit gewidmet, die immer wieder 
mit dem höchsten Kompliment versehen 
wird, das die jiddische Sprache zu vergeben 
hat: Ein «mentsh» zu sein. 
Der «mentsh» Boris Dorfman, 1923 in Mol-
dawien geboren, wird in der jiddischen Wi-
kipedia als «Jiddischer Publizist», «Jiddisch-
keit-Forscher» und «Kelal-Tuer» (deutsch 
etwa: Gemeinde-Aktivist) bezeichnet. Seit 
den 1990er Jahren ist er unaufhörlich im Ein-
satz, um Besuchern die jüdische Geschichte 
und Gegenwart von Lemberg nahezubrin-
gen. Erst mit der Unabhängigkeit der Ukra-
ine war es möglich geworden, öffentlich an 
das Schicksal der Juden zu erinnern. Doch 
auch schon zuvor war Dorfman aktiv, etwa 
als Herausgeber einer jiddisch-sprachigen 
Untergrundzeitschrift - unterstützt von 
seiner Frau Betia, mit der er seit 62 Jahren 
verheiratet ist. Beide hatten die Shoah in 
Sibirien oder in Mittelasien überlebt, beide 
zahlreiche Familienmitglieder verloren und 
beide waren nach dem Krieg nach Lemberg 
gekommen – in eine Stadt, in der noch we-
nige Jahre zuvor über 100.000 Juden gelebt 
hatten und deren jahrhundertelange multi-
kulturelle und multi-ethnische Geschichte 
ein Ende genommen hatte.
Heute leben etwa 1200 bis 1500 Juden in 
Lemberg, und keiner spricht mehr Jiddisch. 
Er sei so ziemlich der letzte, sagt Dorfman. 
Jiddisch sei «geven a internatsyonaler 
sprakh», betont er, Millionen Juden hätten 
sich vor dem Zweiten Weltkrieg mit dieser 
tausend Jahre alten Sprache verständigen 
können.  
«A mentsh» will das Erbe der jiddischen 
Kultur bewahren und ist daher in jiddischer 
Sprache (mit Untertiteln) gedreht – als 
weltweit erster Film seit 1948. Seine Premi-
ere hatte «A mentsh», der bereits mit dem 
«Yiddish Oskar 2014» und dem Prädikat 

«wertvoll» ausgezeichnet wurde, im Mai 
2014 zu den «Jiddischen Tagen» in Lemberg 
und auf dem Dokumentarfilm-Festival in 
Krakau. Die von Weiterdenken unterstütz-
te deutsch-polnische Co-Produktion hat 
unterdessen zahlreiche Einladungen zu 
Festivals in den USA, in Kanada und Aus-
tralien bekommen und mit «Logtv» einen 
renommierten Vertrieb für Nordamerika 
gefunden. In Deutschland wird «A mentsh» 
voraussichtlich ab November zu sehen sein.
«A Mentsh» hat eine ungeahnte Aktualität 
bekommen. Immer wieder singt und spricht 
Boris Dorfman von dem, was ihm am wich-
tigsten ist: vom friedlichen Miteinander der 
Menschen, unabhängig von ihrer Herkunft, 
Religion oder Nationalität – als ob er den 
Krieg in der Ukraine vorausgesehen hätte. 
Er verkündet seine Botschaft an all den 
Stätten des Grauens und den Orten der 
Hoffnung, an denen sich die wechselhafte 
Geschichte der Lemberger Juden widerspie-
gelt und an die ihn das Filmteam begleitet 
hat: In der Ruine der «Goldenen Rose», der 
einst bedeutendsten der 48 Lemberger Sy-
nagogen, am Mahnmal beim Ghetto, im 
ehemaligen Konzentrationslager Janowska, 
in dem 200.000 Juden ermordet wurden, an 
der Bahnstation Klepariv, von wo aus eine 

halbe Million Juden in die Vernichtungsla-
ger fuhren, zur Thoralesung, zum Tango 
und auch in seinem Keller-Archiv, einer 
Fundgrube mit Büchern und Zeitschriften in 
jiddischer Sprache. «Zol zayn sholem af der 
gantser velt», sagt er, möge auf der ganzen 
Erde Friede sein.

Uwe von Seltmann lebt als freier Autor und 
Filmemacher in Krakau.  Weiterdenken hat 
die Recherche von Uwe und Gabriela von 
Seltmann zu ihrem Buch «Todleben» Verlag 
F.A.Herbig 2012) und die Herstellung des 
besprochenen Films unterstützt. «A Mentsh 
wird im Winter 2014/15 voraussichtlich in 
Görlitz, Dresden und Leipzig zu sehen sein. 
Wenn die Termine stehen, gibt es die Infor-
mationen dazu über 
www.weiterdenken.de. 
Uwe und Gabriela von Seltmann waren die 
Reiseleiter_innen unserer Bildungsreisen 
nach Galizien, bei denen Lemberg/ Lviv/ 
Lvov ein Schwerpunkt war. 
Im Moment entsteht ein neuer Film über 
Mordechai Gebirtig, für den Weiterdenken 
wieder Spenden sammelt.

Boris Dorfman im Wald von Rudno. Still aus dem besprochenen Film

angespannt und von den prekären Bedin-
gungen geprägt. Hinzu kommt, dass die 
vielen persönlichen Fluchtgeschichten, die 
meist nur einen Arm breit von mir im Inter-
view erfragt werden müssen, alles andere 
als Balsam für die Seele der zuständigen 
Kolleg_innen sind und der Umgang mit Be-
hörden in Griechland extrem kräftezehrend 
ist. Mein persönlicher Aufgabenbereich 
beschränkt sich meist auf Recherchetätig-
keiten und kleinere Beiträge zu Berichten. 
Bei der Recherche geht es darum, Asylan-
träge oder Einsprüche gegen ihre Ableh-
nung durch konkrete Fakten und Berichte 
zu untermauern. Des Weiteren helfe ich 
dabei, Hintergrundberichte des Flüchtlings-

rates zu bestimmten Themengebieten, wie 
z.B. Inhaftierungsbedingungen und illegale 
Rückführungen, anzufertigen. Wir Freiwilli-
gen und Praktikant_innen können auch in 
Eigeninitiative Projekte erarbeiten, sofern 
dafür neben den normalen Tätigkeiten 
Zeit und Kraft bleibt. Persönlich lerne ich 
viel über internationales und europäisches 
Asylrecht sowie die spezifisch griechische 
Rechtslage und Migrationspolitik, aber vor 
allem über den Umgang der griechischen 
Gesellschaft mit den schutzsuchenden Mi-
grant_innen.
So dankbar ich für meine bisherigen Erfah-
rungen als Praktikant und Interim-Athe-
ner bin, so düster blicke ich auf das, was 
Griechenland angesichts der schlechten 
Wirtschaftslage in den nächsten Jahren er-
wartet. Einziger Lichtblick ist für mich die 
gesellschaftliche Selbstorganisation. Die 
überwiegend von anarchistischen Ideen 
und linken Utopien inspirierte und aus der 
Not geborene solidarische Zusammenarbeit 
hat mit Lebensmittelkooperativen, über 50 
frei zugänglichen Arztpraxen, gratis Lehr- 
und Trainingsangeboten, einer selbstver-
walteten Fabrik und weiteren Projekten das 
geleistet, was der griechische Staat nicht 
mehr leisten kann und insbesondere für Ge-
flüchtete überhaupt nicht leisten will.

Mathias Verheyen hat 2013/2014 im Rah-
men eines Praktikums bei Weiterdenken 
die Tagung zum Institutionellen Rassis-
mus und die Netzwerktagung der Asyl- 
und Flüchtlingsinitiativen in Sachsen mit 
vorbereitet und organisiert.

Demokratie

Vom 22. Oktober 2014 bis zum 4. Febru-
ar 2015 findet die 6. Vorlesungsreihe von 
Weiterdenken, der TU Dresden und dem 
Staatsschauspiel Dresden im Kleinen Haus 
in Dresden statt.
25 Jahre nach der Friedlichen Revolution in 
der ehemaligen DDR  ist die demokratische 
Frage längst nicht endgültig beantwortet. 
Durch diese Zäsur und die anschließenden 
Transformationsprozesse in Ostdeutsch-
land und -europa wurden Erwartungen und 
Wünsche an die Demokratie gestellt, die oft 
nicht im Einklang mit den heutigen Erfah-
rungen stehen. Das Zeitalter der Demokra-
tie scheint der «Postdemokratie» gewichen 
zu sein. Die große Bandbreite an demokrati-
schen Bestandsaufnahmen attestiert unter 
anderem den Verfall des Bürgers zum blo-
ßen Konsumenten (Jörn Lamla), die steigen-
de Komplexität von politischen Aufgaben 
und die damit einhergehenden Probleme 

Die demokratische Frage - neu gestellt
Neue Vortragsreihe im Wintersemester

für die Teilhabe der Bürgerinnen und Bür-
ger (Ingolfur Blühdorn) oder die Unverein-
barkeit von Kapitalismus und Demokratie 
auf lange Sicht (Wolfgang Streeck). Diese 
Krisen, Zeitdiagnosen und Krisensymptome 
der Demokratie erstrecken sich auf Partei-
en, Bürgerinnen und Bürger wie auf die po-
litischen Institutionen gleichermaßen, doch 
gibt es auch Lösungsansätze, die bspw. auf 
Zivilcourage und aktiver Bürgerschaft (San-
dra Seubert), mehr Beteiligungsmöglichkei-
ten oder dem Internet als demokratische 
Plattform basieren. Ziel ist es meist, die 
Bürgerin wieder zum Ausgangs- und Mittel-
punkt der Demokratie zu machen, damit der 
Ruf «Wir sind das Volk!» nicht bloß zu einer 
leeren Floskel wird.
Neben den genannten Referenten erwarten 
wir Ágnes Heller, Aurel Croissant, Christoph 
Bieber, Danny Michelsen, Klaus Dörre, In-
grid Baringhorst und Günter Frankenberg.

Die Veranstaltungsreihe unter diesem Titel 
fand in Kooperation mit dem Staatsschau-
spiel Dresden und dem Lehrstuhl für Daten-
schutz und Datensicherheit der TU Dresden 
vom 23. April bis 2. Juli 2014 statt.
Die digitale Welt verändert die Kommuni-
kationsbeziehungen, die sozialen Beziehun-
gen der Menschen untereinander und damit 
auch die sozialen Verhältnisse der Men-
schen in der Gesellschaft in fundamentaler 
Weise. Unser alltägliches Leben kann inzwi-
schen mühelos aufgrund der hinterlassenen 
Datenspuren rekonstruiert werden. Staaten 
scheinen durch umfassende und präventive 
Überwachung mehr Sicherheit für Bürger_
innen bieten zu können. Spätestens seit 
den Enthüllungen von Edward Snowden 
sollte klar sein, dass das, was technisch an 
Überwachung möglich ist, auch tatsächlich 
für Überwachung genutzt wird. Welche 
Bedingungen braucht und welche Chancen 

hat die zivilgesellschaftliche Rekonstrukti-
on digitaler Freiheit durch die Entwicklung 
freier, nicht überwachungsgeeigneter Soft-
ware oder die Bereitstellung nicht überwa-
chungsgeeigneter Versorgungsstrukturen? 
Diese Rückeroberung eines privaten und 
öffentlichen Freiheitsraums wäre auch Vor-
aussetzung einer freiheitlichen Demokratie, 
die in einem militärisch, sicherheitsmäßig 
und kommerziell geprägten digitalen Raum 
nicht wird überleben können. 
Unsere Reihe hat den aktuellen Stand be-
leuchtet und Chancen digitaler Strukturen, 
Rahmenbedingungen, Technik und Verhal-
tensweisen diskutiert, die an Freiheit und 
der Möglichkeit von Privatheit orientiert 
sind.
Die Veranstaltungen sind mit Audio- 
und Videomitschnitten dokumentiert. 
Ein erweiterter Sammelband erscheint Ende 
2014.

Netzpolitik

Digitale Schwelle
Freiheit und Privatheit in einer digitalisierten Welt

Die Politechneio in Athen: Ort kriti-
schen Denkens und des Widerstandes, 
gleich in der Nähe vom Flüchtlingsrat                                                                              
Foto: Mathias Verheyen
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Mehr als ein Jahr ist vergangen seit den Er-
eignissen im Gezi-Park – der nie dagewe-
senen Welle von Massenprotesten gegen 
die Regierung, die Ende Mai in Istanbul be-
gannen und sich bald in viele andere Städte 
ausbreiteten. In diesem kurzen Kommentar 
möchte ich zu Beginn noch einmal auf das 
Ereignis zurückkommen, da sich in dem, was 
im Gezi-Park geschah, der problematische 
Charakter des soziokulturellen, politischen 
und ökonomischen Lebens widerspiegelt – 
mit anderen Worten, die missliche Lage der 
türkischen Demokratie. Es umfasste: (1) die 
wichtigen Akteur_innen, die weiterhin den 
Kurs des Landes bestimmen; (2) die kollekti-
ven Vorstellungen dieser gesellschaftlichen 
Kräfte, in rhetorischer wie ideologischer 
Form; (3) und deren Handlungsstrategien 
und -taktiken. 
Ich möchte zunächst betonen, dass der 
Auslöser für die Ereignisse nicht allein das 
Ergebnis dessen war, was Fernand Braudel 
(1982) l’histoire événementielle nannte, 
also, die Geschichte der Ereignisse. Viel-
mehr möchte ich behaupten, dass die Er-
eignisse im Ergebnis dessen auftraten, was 

Braudel als «konjunkturelle Geschichte» be-
zeichnet; die der 12-jährigen Herrschaft der 
AKP von Premierminister Erdoğan im Allge-
meinen, und der wachsenden autoritären 
Tendenzen des Premierministers im Spezi-
ellen. Beim genaueren Hinsehen zeigt sich, 
dass der Vorfall, der die Ereignisse in Gang 
setzte – der Plan, den Taksim-Platz umzuge-
stalten und mitten in der Stadt einen Nach-
bau der osmanischen Kaserne zu errichten 
– ein Markenzeichen Erdoğans war und 
als perfektes Beispiel für die Nutzung von 
Architektur für ideologische, politische und 
diskursive Zwecke betrachtet werden kann. 
Ich würde diese Strategie der AKP als «dop-
pelseitigen Orientalismus» bezeichnen, da 
sie erstens bereits vorhandene orientalis-
tische Vorstellungen (wie die Vermarktung 
von Istanbul als einem Ort, wo Okzident auf 
Orient trifft usw.) nutzt, um die Stadt besser 
zu vermarkten. Zweitens hat sie auch eine 
innenpolitische Komponente, nämlich den 
Aufbau von Verbindungen mit dem osma-
nischen Erbe, was Assoziationen mit der 
Vergangenheit schafft. Schließlich zeigt der 
Entwurf der Kaserne, zu dem eine Einkaufs-

meile, Restaurants, Cafés, ein Hotel und 
«Bewohner_innen» gehören, die Marken-
zeichen der neoliberalen Ökonomie, an der 
die AKP festhält.
Schält man noch eine weitere Haut von 
der Zwiebel ab, dann stößt man auf die 
Kalyon-Gruppe, (den mit dem Bau der 
Taşkışla–Kaserne betrauten Hauptauftrag-
nehmer) und dessen enge Beziehungen 
zum Premierminister stehen sinnbildlich für 
die Beziehungen zwischen Regierung und 
Privatwirtschaft unter der AKP-Herrschaft. 
Entsprechend erlebte die Kalyon Group im 
letzten Jahrzehnt einen gewaltigen Anstieg 
ihrer Vermögenswerte dank ihrer Fähigkeit, 
den Zuschlag für verschiedene staatliche 
Ausschreibungen für Bau- und Infrastruk-
turprojekte wie den dritten Flughafen von 
Istanbul zu erhalten. Die Gruppe kaufte au-
ßerdem die türkische Mediengruppe Sabah-
ATV (Zeitung und Fernsehsender), die sich 
hiernach zu einem eingefleischten Unter-
stützer des Premierministers wandelte. Die 
Verbindung zwischen Privatsektor und Me-
diensektor wirft auch ein Licht auf die Hal-
tung der wichtigsten führenden türkischen 
Fernsehsender und Zeitungen, Selbstzensur 
auszuüben. Zur Erinnerung: Während die 
Proteste ihren Höhepunkt erreichten, ver-
hielten sich führende Nachrichtensender in 
der Türkei – wie CNN Türk, der lieber Doku-
mentarfilme über Pinguine zeigte, als sich 
zu den Ereignissen zu äußern – gegenüber 
den Geschehnissen gleichgültig.  Der feste 
Griff, in dem die Regierung die Medien hält, 
stellt daher den problematischen Charakter 
der Presse- und Redefreiheit dar. Er wirft 
auch ein Licht auf deren Schweigen zur 
Frage der extremen Brutalität der Polizei, 
durch die mehr als 10 junge Menschen star-
ben und mehr als 8000 Menschen verletzt 
wurden; ein weiteres Markenzeichen des 
Erdoğan-Regimes. 
Schließlich kommen wir zur türkischen Ju-
gend. Sie war es, die den Geist von Gezi 
erschuf, mit ihrem Mut, ihrer Energie und 
noch wichtiger, mit ihrem Wunsch und ih-
rer Fähigkeit, friedliche Methoden für den 
Widerstand gegen die Polizeibrutalität ein-
zusetzen und 15 Tage lang eine quasi uto-

pische Landschaft im Herzen Istanbuls zu 
schaffen. Die Szene eines «Bücherlesungs»-
Sit-Ins direkt gegenüber den schwer be-
waffneten Beamten der Bereitschaftspoli-
zei während der ersten Tage des Protestes 
spiegelt meiner Meinung nach ganz klar 
den Charakter und den Unterschied dieser 
Bewegung im Vergleich zu früheren wi-
der. Die Betonung der Pluralform, d.h., die 
«Bücher», verdeutlicht ihren Unterschied. 
Die Bewegung basierte von daher nicht 
auf einem einzigen «Buch», sondern auf 
mehreren «Büchern». Wenn wir daher Gil-
les Deleuze und Felix Guattari verwenden, 
können wir schlussfolgern, dass die Gezi-
Bewegung mehr dem entsprach, was die 
Genannten als ein «Rhizom» bezeichneten, 
das sich auszeichnet durch «unaufhörlich 
hergestellte Verbindungen zwischen semi-
otischen Ketten, Machtorganisationen und 
Umständen bezüglich Kunst, Wissenschaft 
und sozialem Kampf», anstelle der klassi-
schen «Organisationsstruktur des Wurzel-
Baum-Systems»1. Darin liegt die Schwie-
rigkeit von Gezi, die ich als Nächstes zu 
erklären versuchen möchte. Da sie keinen 
gemeinsamen Ursprung hatte, sondern auf 
einer Vielzahl beruhte, bestand das Problem 
der Atmosphäre nach Gezi darin, all diese 
verschiedenen gesellschaftlichen Kräfte 
um ein gemeinsames Programm herum zu 
organisieren. Obwohl diese Erfahrung sich 
nicht in einer breiten, fundierten Bewegung 
vergegenständlichte, die die Regierung he-
rausforderte, ist sie doch wertvoll und be-
sitzt das Potenzial, in der Zukunft der Türkei 
eine entscheidende Rolle zu spielen.
An dieser Stelle wollte ich gern Überlegun-
gen anstellen zu dem, was Georges Sorel 
(1950) in seinem Buch «Über die Gewalt» 
mit Bezug auf die neue sozialistische Bewe-
gung, die sich eben formierte, schrieb: «Alle 

1	  Danach ordnet diese Struktur Kausalität 
nach chronologischen Linien und sucht nach der 
ursprünglichen Quelle von «Dingen» und schaut 
zum Gipfel oder Schluss dieser «Dinge»  (http://
www.rhizomes.net/issue5/poke/glossary.html).

Sorel, Deleuze und Gezi ein Jahr danach 
Ein Bericht aus der Türkei
von Alphan Tuncer

Als in Istanbul Bürger_innen für den Erhalt des Gezi Parks und damit gegen die autori-
täre Politik Erdogans protestieren, lösten sie mit ihrer kreativen und unerwarteten Art 
des Widerstandes eine ungeahnte Welle der Solidarität in weiteren Städten der Türkei, 
aber auch in Europa aus. «Occupy Gezi” und «Taksim ist überall, überall ist Widerstand” 
verbreitet sich über soziale Netze und wird zum Slogan für eine neuartige Protestkultur. 
In unserer Reihe «Europa Salons» haben wir die Gezi-Ereignisse und ihre politischen Im-
plikationen mit Alpahn Tuncer diskutiert. Er ist auch der Reiseleiter unserer diesjährigen 
Bildungsreise «Istanbul 2014 - Stadt in Bewegung». Seine Analyse der Gezi-Proteste hat 
er im folgenden Kommentar zusammenfassend dargestellt.
Dr. Alphan Tuncer, Jahrgang 1978 (Istanbul), promovierte über die Transformation der 
türkischen Gesellschaft und ihre Außenpolitik während des Kalten Krieges. Seine For-
schungsschwerpunkte sind Theorien der Internationalen Beziehungen, die Innen- und 
Außenpolitik der Türkei sowie die deutsch-türkischen Beziehungen.

Mitglieder der neuen Schule wissen, dass 
sie sich sehr anstrengen müssten, um die 
Vorurteile ihrer Erziehung zu überwinden, 
um die Assoziationen von Gedanken beisei-
te zu schieben, die spontan in ihrem Geist 
entstanden, und in einer Weise zu argumen-
tieren, die in keiner Weise der entsprach, 
die ihnen beigebracht worden war». (1950: 
159). Dies entspricht genau dem Dilemma 
und der Herausforderung, mit denen sich 
die Protestierenden von Gezi heute konfron-
tiert sehen. Sie mussten ein neues Vokabu-
lar finden, neue Praktiken, um Brücken und 
Verbindungen herzustellen, um jenen Geist 
wiederzubeleben, den hervorzurufen ihnen 
in diesen wenigen fünfzehn Tagen auf dem 
Taksim gelang. An dieser Stelle kann es hilf-
reich sein, über einen weiteren Gedanken 
Sorels nachzudenken. Da Sorel extrem stark 
damit beschäftigt war, eine Möglichkeit 
zur Errichtung einer sozialistischen Gesell-
schaft zu finden, griff er zwei Konzepte auf, 
die von dem neapolitanischen Philosophen 
Giambattista Vico (1668-1744) eingeführt 
worden waren, nämlich: (1) ricorso  «das 
Wiedererscheinen eines kreativen Geistes, 
der die dekadente Gesellschaft wiederbele-
ben könnte» – wie der des Urchristentums 
– und (2) das Konzept des «Sozialmythos», 
jenes «kollektive Bild, die soziale Poesie, die 
starke Emotionen heraufbeschwören kann, 
wodurch kreative Energie zu Handlungen 
mobilisiert wird» (Cox 2002: 51). Vor diesem 
Hintergrund bewahrt sich die Erfahrung von 
Gezi, der Kampf jener Tage, immer noch 
ihre magische Aura des Protestes und kann 
selbst ein «Sozialmythos» für das ricorso 
des türkischen gesellschaftspolitischen Le-
bens sein. 
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Die derzeitige Eskalation des Gaza-Konflik-
tes wurde nur von wenigen in dieser bruta-
len und umfassenden Form vorausgesagt. 
Wie habt Ihr den Beginn des jetzigen Krie-
ges erlebt und wie geht es Euch und Euren 
Projektpartner_innen jetzt? 
Persönlich hat sich unser alltägliches Leben 
in Tel Aviv kaum verändert. Anders als im 
Süden Israels erleben wir fast täglich Alarm, 
aber keine Einschläge. Die Kolleg_innen be-
richten allerdings von Traumatisierungen 
ihrer Kinder durch die Sirenen und die an-
gespannte Situtation. Anders sieht es auch 
aus bei Familien, bei denen der Sohn oder 
die Tochter im Militär dienen. Projektpart-
ner, die dezidiert im Bereich Menschenrech-
te und Friedenspolitik arbeiten, sehen sich 
erhöhten Angriffen und Kritik ausgesetzt.

Ein Hauptanliegen der Heinrich-Böll-Stif-
tung ist die Stärkung einer offenen, demo-
kratischen und friedensfördernden Zivil-
gesellschaft. Mit welchen Projekten könnt 
Ihr diesem Ziel in der derzeitigen Situation, 
aber auch auf lange Sicht näherkommen? 
Wir unterstützen Projekte wie  bspw. Ir 
Amim, die in Jerusalem Aufklärungsarbeit 
über die Auswirkungen der Besatzung be-
treiben. Oder  IPCRI (eine Dachorganisati-
on für Israel-Palestine  Creative Regional 
Initiatives), die für ein Ende der Besatzung 
und für nachhaltige Lösungen des Konflikts 
arbeiten. Ebenso im Bereich Flüchtlings-
politik, indem wir die Hotline for Migrants 
and Refugees unterstützen. Wir organi-
sieren Debatten wie die Jerusalemer Ge-
spräche mit deutschen und israelischen 
Politiker_innen und Expert_innen, die die 
gescheiterten Friedensverhandlungen und 
jetzt aktuell auch die Berichterstattung 
über den Krieg thematisieren. Wir pflegen 
intensive Kontakte zu Intellektuellen und 
Politiker_innen, die an Konfliktlösungen, an 
Friedensarbeit und an der Beförderung der 
Demokratie arbeiten. 

In welche Organisationen oder Zusammen-
schlüsse setzt Ihr derzeit Hoffnung, wenn es 
um den Dialog zwischen Israelis und Paläs-
tinenser_innen geht? Wie positioniert sich 
die «Grüne Bewegung» HaTnu`a HaYeruqa 
im derzeitigen Konflikt?
Zu Beginn der Kämpfe hat die größte linksli-
berale Tageszeitung in Israel, Haaretz, eine 
Friedenskonferenz iniitiert, die das Frieden-
camp in Israel wieder ins öffentliche Be-
wusstsein bringen sollte. Wir haben diese 
Konferenz unterstützt. Wie nachhaltig eine 
solche Sammlungsbewegung sein kann 
und welchen politischen Einfluss sie haben 

Eskalation in Gaza 
Interview mit Marianne Zepp von Kathrin Bastet

BÖLL GLOBAL

Dr. Marianne Zepp arbeitet seit 2011 für 
die Heinrich-Böll-Stiftung in Israel und 
ist dort als Programmdirektorin für die 
deutsch-israelischen Beziehungen zu-
ständig. Zuvor war sie lange Zeit Referen-
tin für das Themenfeld «Zeitgeschichte 
und Demokratische Entwicklung» bei der 
Heinrich-Böll-Bundesstiftung in Berlin.

Der gewaltsame Konflikt zwischen Gaza und Israel hat in diesem Jahr einen neuen, dra-
matischen Höhepunkt erreicht. Wir haben unsere Kollegin Marianne Zepp aus dem Büro 
der Heinrich-Böll-Stiftung in Tel Aviv zur aktuellen politischen Lage und der Arbeit unserer 
Stiftung vor Ort befragt.

wird, muss sich noch herausstellen. Auf die 
derzeitige Regierung macht das keinen Ein-
druck. Von den in der Knesset vertretenen 
Parteien haben wir zu Meretz die intensivs-
ten Kontakte. Allerdings haben sich die Me-
retz-Vertreter_innen auch nicht öffentlich 
gegen die Bodenoffensive ausgesprochen.  
Tzipi Livni, Vorsitzende von Hatnua, unter-
stützte als Mitglied des Sicherheitskabinetts 
die Linie Netanyahus, bis zum Waffenstill-
standsabkommen kontinuierlich weiter mili-
tärischen Druck auf Hamas auszuüben, aber 
gegebenenfalls die Verhandlungen wieder 
aufzunehmen. Wie sie sich in den kommen-
den Verhandlungen positionieren wird, ist 
zur Zeit nicht vorherzusagen. 

In der hiesigen Berichterstattung kommen, 
wie bei den meisten bewaffneten Konflik-
ten,  auffällig wenig Frauen zu Wort. Gibt 
es starke Akteurinnen, die in die politische 
Konfliktlösung einbezogen werden oder mit 
ihren eigenen Projekten mediale Aufmerk-
samkeit finden? Mit welchen Akteurinnen 
arbeitet Ihr zusammen?
Auf der öffentlichen politischen Bühne ist 
Livni die einflussreichste. Enge Verbindun-
gen haben wir auch bspw. mit Naomi Cha-
zan, die eine politische Stimme und aner-
kannte kritische Intellektuelle in Israel ist. 
Wir haben im letzten Jahr die Initiative zur 
Implementierung von NAP 1325 [Anm. d. 
R.: Nationaler Aktionsplan UN-Sicherheits-
ratsresolution 1325 «Frauen, Frieden und 
Sicherheit»] in Israel unterstützt. Außerdem 
unterstützen wir das Aktionsnetzwerk «Wo-
men Wage Peace», das sich durch öffentli-
che Aktionen und Demonstrationen für ein 
nachhaltiges Friedensabkommen einsetzt.  

Die diplomatische Vermittlungsarbeit zwi-
schen den Konfliktparteien scheint immer 
wieder hoffnungslos zu sein. Momentan 
befürchten viel sogar einen Drei-Fronten-
Krieg, da sich die Hamas im Gazastreifen 
mit der Hizbullah im Libanon und Islamisten 
in Syrien verbünden könnte.  Worin könnten 
aus Eurer Perspektive hilfreiche friedens-
fördernde Maßnahmen der EU und auch 
Deutschlands bestehen? 
In der Zwischenzeit haben wir einen unbe-
grenzten Waffenstillstand. Die nächsten 
Wochen werden entscheiden, ob es ein 
Abkommen zustande kommt, das spürba-
re Verbesserungen für die Bewohner des 
Gazastreifens bringt. Da Netanyahu durch 
die rechten Kabinettsmitglieder (Bennett, 
Lieberman) sehr unter Druck steht, wird die 
Frage sein, ob die Regierung eine Politik ver-
folgt, die die palästinensische Einheitsregie-

rung als Verhandlungspartner anerkennt. 
Nur so wären ernsthafte Verhandlungen 
möglich. Deutschland und die EU sollten 
sich an ernsthaften Maßnahmen zum Auf-
bau der Infrastruktur in Gaza beteiligen. 
Von deutscher und europäischer Seite sollte 
deutlich gemacht werden, dass die Unter-
stützung der  Siedlungspolitik der derzei-
tigen Regierung völkerrechtswidrig und 
das Haupthindernis auf dem Weg zu einer 
dauerhaften Lösung ist. Schritte wie die 
Kennzeichnung von Produkten jenseits der 
Grünen Grenze sind die ersten Schritte. 

Eine rasche Rückkehr zur Normalität nach 
Einstellung der Kampfhandlungen scheint 
derzeit kaum vorstellbar. Wird sich auch 
Eure Arbeit demnächst verändern? 
Die nächsten Wochen werden zeigen, wie 
tief die Gräben sind, die der Krieg innerhalb 
der israelischen Gesellschaft geschlagen 
hat. Die Mehrheit der Israelis hat den Krieg 
gegen die Hamas als unvermeidlich ange-
sehen, viele verbinden allerdings damit die 
Hoffnung, dass die Raketenangriffe auf den 
Süden des Landes  beenden werden. Aller-
dings lassen die Angriffe, die von der Rech-
ten gegen Menschenrechtsaktivisten und 
kritische Journalisten geführt werden, an 
der demokratischen Kultur zweifeln. Es gab 
bereits in den letzten Tagen und Wochen 
warnende Stimmen, die die Demokratie in 
Israel in Gefahr sehen.
Ein weiterer Punkt ist die Entfremdung zwi-
schen jüdischen und arabischen Israelis. 
Letztere sehen sich zunehmenden Ausgren-
zungen ausgesetzt. Selbst die  NGOs, die 
sich dezidiert  die Zusammenarbeit von bei-
den Gruppen verschrieben haben, kämpfen 
inzwischen mit internen Spannungen.

In einem öffentlichen Kolloquium im 
Deutschen Hygiene-Museum analysier-
ten Studierende vergangene, aktuelle 
und zukünftige «revolutionäre Zei-
ten» im Kontext politischer Theorien. 
In ihren Vorträgen setzten sie sich mit 
grundsätzlichen Überlegungen zum 
Revolutionsbegriff auseinander und 
diskutierten in diesem Rahmen die Er-
eignisse von 1989 und in der arabischen 
Welt. Gerade diese aktuellen Umbrü-
che zeigen, dass es weder an Gründen 
für Revolutionen mangelt, noch dass 
in den Gesellschaften Empörung und 
Protestbereitschaft verschwunden sind. 
Die in der Veranstaltung  präsentierten 
Projektarbeiten sind im Seminar «Revo-
lutionstheorien» am Lehrstuhl für Politi-
sche Theorie und Ideengeschichte der TU 
Dresden und an der Universität Leipzig 
unter der Leitung von Dr. Julia Schulze 
Wessel entstanden. Die Texte sind  unter 
www.weiterdenken.de oder über den 
Code weiter unten zu finden.

Als Gastrednerin diskutierte die Journa-
listin und Sozialwissenschaftlerin Hannah 
Wettig (Bild oben) das Thema «Revolu-
tionäre Zeiten in der arabischen Welt». 
Seit Ausbruch der Revolutionen des Ara-
bischen Frühlings berichtete sie in ver-
schiedenen Medien aus Libyen, Tunesien 
und Ägypten.

Zur umfangrei-
chen Dokumen-
tation der Arbei-
ten unter www.
weiterdenken.de.

Als Anfang 2011 die Tunesier und Ägypter 
ihre Diktatoren stürzten und auch in Libyen, 
Jemen, Bahrain und Syrien die Massen ge-
gen ihre Machthaber auf die Straßen gingen, 
sprach man von Revolutionen. Doch schon 
kurz darauf bezeichneten westliche Medien 
und Experten die Erhebungen nur mehr vor-
sichtig als Frühling, inzwischen ist von Revol-
ten oder Arabellion die Rede. 
Dieser Wandel der Bewertung der Vorgänge 
ging einher mit wachsender Skepsis ihren 
Ausgang betreffend. Die Prognosen sind 
zweifellos düster. In Ägypten ist erneut eine 
Militärdiktatur entstanden. Libyen und Je-
men versinken im Chaos. In Syrien tobt ein 
blutiger Bürgerkrieg. Auch in Tunesien läuft 
der Übergang holprig mit politischen Mor-
den, militanten Salafisten und wechselnden 
Regierungen.
In den Sozialwissenschaften wird Revolu-
tion meist als Volkserhebung definiert, die 
zu einem Systemwechsel führt. Hat kein 
Systemwechsel stattgefunden, kann man 
dementsprechend nicht von Revolution spre-
chen. Für die aktuelle Bewertung ist eine 
solche Definition jedoch wenig tauglich, da 
auf Revolutionen historisch häufig lange 
Übergangsphasen, Chaos, Krieg und Terror-
regime folgen. 
So mündete die Französische Revolution - 
immerhin das Vorbild der Revolution in un-
seren Geschichtsbüchern - zunächst in eine 
neue Form der Monarchie unter Napoleon 
Bonaparte. Zweifellos unterschied sich diese 
stark vom Ancien Regime. Aber es ist heute 
auch noch nicht ausgemacht, ob die Diktatur 
des ägyptischen Generals Abdel Fattah Al 
Sisi sich nicht ebenfalls qualitativ deutlich 
von der Hosni Mubaraks unterscheiden wird 
- zum besseren oder zum schlechteren.
Historiker scheinen die Bezeichnung «Revo-
lution» ohnehin nicht an einen vollzogenen 
Systemwechsel zu koppeln. So werden all-
gemein die Ereignisse 1848 in Deutschland 
als Revolution bzw. gescheiterte Revolution 
bezeichnet. Das Scheitern führt also hierzu-
lande nicht dazu, eine Revolution als Revolte 
zu qualifizieren. Obwohl kein Systemwechsel 
stattgefunden hat, gibt es gute Gründe da-
für, 1848 als Revolution zu bezeichnen. Der 
Unterschied zwischen Revolte und Revolu-
tion liegt in den Entstehungsbedingungen 
und Motiven der Handelnden. Denn sie ent-
scheiden letztlich darüber, ob über kurz oder 
lang ein radikaler Wandel stattfinden wird. 
Der Revolution von 1848 war ein Bewusst-
seinswandel in der Gesellschaft vorangegan-
gen und sie hat diesen Bewusstseinswandel 
selbst verstärkt, so dass der preußische Staat 
gezwungen war sich drastisch zu reformie-
ren und Ideen der Aufklärung umzusetzen. 
Eine Brotrevolte hat hingegen nichts mit 
einem Bewusstseinswandel zu tun. Gleich-
wohl entzünden sich Revolten und Revoluti-

on häufig an sozialen Fragen. 
In Tunesien, Ägypten und Syrien erlebten im 
vorangegangenen Jahrzehnt große Teile der 
Bevölkerung einen sozialen Abstieg. Durch 
Privatisierungen und Senkung der Subventi-
onen für Lebensmittel und Brennstoffe, ver-
größerte sich die Schere zwischen Arm und 
Reich drastisch. Dürren und die Lebensmit-
tel- und Wirtschaftskrise 2008 verstärkten 
die sozialen Probleme. [...]

Internationale Arbeit

Eine Revolution war es trotzdem 
von Hannah Wettig
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Weiterdenken ist eine Einrichtung der 
politischen Bildung für Erwachsene in 
Sachsen. Neben eigenen Projekten sind 
wir Kooperationspartner für viele Verei-
ne, Verbände, Hochschulen und Institu-
tionen in Sachsen. Weiterdenken arbei-
tet seit 1992. 
Wir wünschen uns, dass aus den Koope-
rationen nicht nur Anregung, Wissen 
und Kompetenz erwachsen, sondern 
auch Ermutigung, Kontakte und prakti-
zierte Ergebnisse.
Landesstiftungen im Verbund der Hein-
rich-Böll-Stiftungen gibt es in allen Bun-
desländern, Auslandsbüros finden sich 
auf allen Kontinenten.
Wir stehen in unseren Wertorientierun-
gen Bündnis 90/Die Grünen nahe, wir-
ken aber als organisatorisch, finanziell, 
personell und inhaltlich eigenständiger 
Verein.
Weiterdenken lebt von Ihrem Interesse:  
Tragen Sie sich auf unserer Internetseite 
in den Verteiler ein und wir informieren 
Sie per eMail über Veranstaltungen und 
Veröffentlichungen, auf Wunsch auch 
per Post. 

Weiterdenken hat mehrere Ausstellungen 
im Bestand, die wir kostenlos an gemein-
nützige Einrichtungen in Sachsen verleihen. 
Die Kooperationspartner_innen sollen für 
den Transport und den Auf- und Abbau sor-
gen und die Ausstellungen so versichern, 
dass bei Verlust oder Beschädigung prob-
lemlos Ersatz angeschafft werden kann.
Für die meisten Ausstellungen haben wir 
ein Stellsystem, dass wir grundsätzlich mit 
anbieten können. Die Verfügbarkeit von 
Ausstellungen und Stellsystem kann bei uns 
telefonisch oder per eMail erfragt werden. 
Wir wünschen uns, dass während der Prä-
sentation der Ausstellungen durch die Ko-
operationspartner_innen gemeinsam mit 
uns Begleitveranstaltungen angeboten 
werden. Dazu können wir fertige Veranstal-
tungsbausteine, Ideen, Trainer_innen oder 
Referierende anbieten und im begrenzten 
Umfang auch finanzielle Ressourcen bereit-
stellen.
Details und Kontakt zu allen Ausstellungen 
unter www.weiterdenken.de

«Heinrich Böll - Leben und Werk»
HGeinrich Böll, war im neuen, demokratisch 
geläuterten Deutschland auch eine morali-
sche Instanz. Er war es nicht mit erhobenem 
Zeigefinger, sondern eher mit erhobenem 
Spiegel, ein «Prediger mit clownesken Zü-
gen», wie ihn Marcel Reich-Ranicki einmal 
charakterisiert hat. Gerade weil er unbe-
quem und streitbar war, hat er einen un-
schätzbaren Beitrag geleistet, das Vertrau-
en der europäischen Nachbarn in die damals 
noch junge deutsche Demokratie zu erwer-
ben und zu festigen. Deshalb war Böll auf 
seine ganz eigene Weise auch der deutsche 
Dichter, der Deutschland mit hineingeführt 
hat - in die Gemeinschaft der freien Völker 
- also auch die Europäische Gemeinschaft. 
Auf 42 reich bebilderten Tafeln entsteht ein 
Kaleidoskop über den Literatur-Nobelpreis-
träger und einen der Großen der deutschen 
Literatur nach dem Zweiten Weltkrieg, den 
Verteidiger der Menschenrechte und den 
Streiter für Versöhnung und Frieden. Die-
se Ausstellung hält die Erinnerung an den 
Dichter und Menschen Heinrich Böll wach. 

Ausstellungen

Weiterdenken wurde 2009/10 das ers-
te Mal Einsatzstelle für das «Freiwillige  
Soziale Jahr Politik». In der Grünen-nahen 
Stiftung kommt man dabei in Kontakt mit 
den verschiedensten politischen Themen, 
Vereinen, Initiativen und Politiker_innen 
und kann die ideellen Ziele genauso wie 
das Handwerkszeug unserer Arbeit ken-
nenlernen. Dies kann der politischen wie 
auch der beruflichen Orientierung dienen.
Bei Weiterdenken haben die Freiwilligen 
eigene Aufgabenbereiche in der Öffent-
lichkeitsarbeit und Unterstützung bei der 
Veranstaltungsorganisation, sollen aber 
möglichst auch ein eigenes Projekt ent-
wickeln und betreuen.
Bewerben muss man sich jeweils vom 15. 
März bis 15. Mai bei der Sächsischen Ju-
gendstiftung und bei Weiterdenken. Be-
sonders freuen wir uns über Interessierte 
mit einem eigenen thematischen Schwer-
punkt sowie mit einem ersten Studienab-
schluss.
Elias Gerling hat uns als «FSJ-ler» ein Jahr 
lang unterstützt und neue Impulse in un-
sere Arbeit eingebracht. Wir verabschie-
den uns von ihm.. 
…und heißen Marie Berthel als neue 
«Weiterdenkerin» willkommen.

1FSJ Politik

www.youtube.com/
boellsachsen

www.facebook.de/
weiterdenken

Die Ausstellung «Eingeschlossen:Ausge-
schlossen - Perspektiven geflüchteter Men-
schen auf die Warteschleife Asyl» ist ein 
Projekt, das aus den Erfahrungen der Be-
ratungsarbeit mit Asylsuchenden über die 
Kontaktgruppe Asyl entstand. Grundlegend 
war dabei die Erkenntnis, dass Asylsuchen-
de in der Öffentlichkeit kaum Möglichkeiten 
haben, ihre Stimme zu erheben, um die 
vielen Restriktionen, die sie im deutschen 
Asylsystem erfahren, zu problematisieren. 
Gleichzeitig existieren in der Mehrheits-
bevölkerung viele stereotype Bilder, Ras-
sismus, aber auch Unwissen über  die Le-
bensumstände von Menschen, die flüchten 
müssen und hier Asyl suchen. 

Die Ausstellung soll daher eine Plattform 
für die Veröffentlichung der Lebensge-
schichten und Fluchtbiografien der Asylsu-
chenden bieten, welche in Form von großen 
Schwarz-Weiß-Portraits, Texten sowie Au-
dioaufnahmen vermittelt werden. Gleich-
zeitig sollen über die Form der persönlichen 

Biografien und über die ergänzenden Infor-
mationen der Begleitbroschüre Zugänge zur 
Asylthematik und den davon betroffenen 
Menschen geschaffen werden.
Dazu interviewten wir, Katrin Holinski und 
Hannah Zimmermann als die Projektinitia-
torinnen, vierzehn Asylsuchende in unter-
schiedlichen Heimen in Sachsen. Konstantin 
Pape fotografierte sie. In Zusammenarbeit 
mit der «3. Filmetage» und Steffen Heidrich 
wurden außerdem bereits abgeschobene 
Protagonistinnen der Ausstellung in Serbien 
aufgesucht und filmisch interviewt. Die ent-
stehenden Kurzfilme werden ab Ende dieses 
Jahres in die Ausstellung integriert. 
Die Ausstellung kann gegen eine Leihge-
bühr gebucht werden. Weiterführende In-
formationen finden sich auf der Website: 
www.eingeschlossen-ausgeschlossen.de

Fragen oder Buchungswünsche bitte an: 
eingeschlossen.ausgeschlossen@riseup.net

Migration & Diversity

Eingeschlossen:Ausgeschlossen 
Perspektiven geflüchteter Menschen 
auf die Warteschleife Asyl
Eine Ausstellung vorgestellt von Katrin Holinski

«Bis heute weiß man kaum etwas über 
die Rolle der Träger und Helfer, die den 
hochbürgerlichen oder feudalen Herr-
schaften den Weg wiesen, die ihnen die 
wissenschaftlichen Geräte, den Rotwein 
und den Hasenbraten auf die Berge tru-
gen und die oft die Wege schon kann-
ten». 
Als Geburtsstunde des Alpinismus gilt 
die Erstbesteigung des Mont Blanc 1786. 
Seither besteht die Geschichte des Berg-
steigens aus einer Chronik der Erstbe-
steiger_innen und ihres Ringens mit den 
höchsten Gipfeln. Aber neben dieser of-
fiziellen Geschichte gibt es eine andere - 
denn vor den Erstbesteiger_innen waren 
andere da: Bauern, Schmuggler_innen, 
Fluchthelfer_innen, Hirten.
Es gab nicht nur die bekannten Himala-
ya-, Eiger- und Matterhornbesteiger_in-
nen, sondern immer auch Bergsteiger_
innen, die ihre alpinistischen Fähigkeiten 
genutzt haben, um Menschen, etwa in 
der NS-Zeit, zu helfen: Sie organisierten 
Fluchthilfe und Verstecke. Es sind kom-
munistische und sozialdemokratische 
Bergsteiger_innen, es sind Wilderer_in-
nen, Deserteure und Partisan_innen, die 
sich vor den Nazis in den Bergen verste-
cken mussten. 
Auch in Sachsen finden sich Widerstän-
de im Alpinismus - unsere Lesereise 2014 
ist eine kleine Hommage an die lokalen 
Querköpfe und Freidenker_innen. 
Martin Krauß erzählt die Kulturgeschich-
te des Alpinismus neu, «von unten» mit 
lokalen Beispielen aus Sachsen span-
nend und kenntnisreich.

Lesungen: 
4.-16. November  
11. Bergsichten-Festival 1 in Dresden
21. November  
im Stadtmuseum Neustadt
22. November  
im Treibhaus e.V. Döbeln

Martin Krauß
Der Träger war immer schon vorher da
Die Geschichte des Wanderns und Berg-
steigens in den Alpen
ISBN (Buch): 978-3-312-00558-1
ISBN (E-Book): 978-3-312-00569-7
Weitere Informationen oder Bestellun-
gen unter beim Verlag Nagel und Kim-
che im Carl Hanser Verlag, München.

Sie bietet aber auch jüngeren Menschen 
eine gute Gelegenheit der Information über 
die Hintergründe seiner Literatur.

«Auf dem Dienstwege...»
Dokumente zur Erfassung, Ausgrenzung 
und Deportation der Leipziger Sinti und 
Roma im Nationalsozialismus. Die Aus-
stellung zeigt erstmalig Dokumente der 
rassistisch motivierten Ausgrenzung, Ver-
folgung und Vernichtung der Sinti und 
Roma in Leipzig. Sie geschah schrittweise 
und öffentlich. Die Erfassung erfolgte in 
enger Zusammenarbeit zwischen Polizei 
und Forschung - dem damaligen «Institut 
für Rassen und Völkerkunde» der Leipziger 
Universität. Nach der Erfassung durften die 
Aufenthaltsorte nicht mehr verlassen wer-
den, die Kleidung musste mit einem «Z» 
gekennzeichnet werden. Auf den Entzug 
der Wohnungen und Arbeitsmöglichkeiten 
folgten Internierungen. Von dort aus wur-
den die Sinti und Roma später ins KZ bzw. 
direkt in die Vernichtungslager deportiert. 
Die massenhafte Beteiligung am Völker-
mord fand seine Wege über die Gewohnhei-
ten alltäglicher «Pflichterfüllung».
Denunziationen wurden als «Anfragen» 
oder «Beschwerden» deklariert. Das Voka-
bular der «Sachbearbeitung» bezeichnete 
Verwaltungsakte zur Deportation in Ver-
nichtungslager. Die Bereitschaft dazu ent-
stand weder plötzlich noch nahtlos. Sie er-
wuchs aus vielen Entscheidungen und diese 
wurden nicht unablässig mit rassistischen 
Schlagworten kommentiert. Die Ungeheu-
erlichkeiten offenbaren sich heute in den 
kleinen Schritten.
Im Winter 2014/15 kommen zwei neue Aus-
stellung in unser Programm: zum einen die  
Ausstellung zu Geschichte und Wirken des 
Verfassungsschutzes Versagen mit System
des Forum für kritische Rechtsextremis-
musforschung, die auf Seite 6 kurz vorge-
setllt wird. Zum anderen bereiten wir eine 
Ausstellung über Ausgrenzung in unserer 
Gesellschaft vor, die an unsere Ausstelung 
«Vorurteile machen blind» anknüpft und 
fachlich sowie methodisch auf einen aktu-
ellen Stand bringt.

Oben: Schema der Erzählung «Ende einer Dienstfahrt» Aquarell über Kugelschreiber und 
Bleistift auf Zeichenpapier, 42 x 29,7 cm (Privatbesitz) 

Unten: Detail aus dem Schema des Romans «Gruppenbild mit Dame» (1972), handschriftli-
cher Vermerk Bölls: «(Günstlinge des) / Schicksals/ Abfall, Heinrich Böll 5./6./7.III.71»

aus: Ansichten Die Romanskizzen Heinrich Bölls, Heinrich-Böll-Stiftung 2012

Im Frühjahr 2014 war im Rahmen des 
Programms Europa gestalten – Politische 
Bildung in Aktion der Bundeszentrale 
für politische Bildung (bpb) und der Ro-
bert Bosch Stiftung Lenka Koprivová bei 
Weiterdenken zu Gast. Bei ihrer Prager 
Institution post bellum arbeitet sie unter 
anderem an dem zeitgeschichtlichen Pro-
jekt Memory of Nations (www.memoryof-
nations.eu). In den 12 Wochen bei Wei-
terdenken hat Lenka zeitgeschichtliche 
Projekte begleitet und Europasalons mit 
uns konzipiert, organisiert und dokumen-
tiert. Wir haben viel von ihr gelernt und 
sind dankbar für die schöne Gelegenheit 
einer europäisch-nachbarschaftlichen Zu-
sammenarbeit.
Im Programm haben jährlich etwa 15 Ex-
pert_innen aus Mittel- und Südosteuropa 
die Gelegenheit zu solchen Aufenthalten 
nach Deutschland zu kommen. Informati-
onen dazu: http://www.bpb.de/veranstal-
tungen/netzwerke/europa-gestalten/

1Stipendium


